
a)
De:
Envoyë:
Ä:
Cc:
Objet:

mardi, 13 dëcembre 2022 09:11

Nenning Sandra SECO;
RE: Motion 21.3599 :Transparence sur les moyens financiers des commissions
paritaires - Demande de prise de position sur la proposition de mise en oeuvre de
la motion

Chëre Madame :, cher Monsieur

Nous avons examinë votre prise de position et souhaiterions en discuter avec vous si cela est possËble.

A cet effet, nous vous proposons de nous rencontrer en nos Ëocaux ä l’une des dates suivantes :

Mardi 20.12.2022 de 14h00 ä 16h00
Jeudi 22.12.2022 de 14h00 ä 16h00
Mardi 10.01.2022 de 14h00 ä 16h00
Jeudi 12.01.2023 de 14h00 ä 16h00

En vous remerciant de votre collaboration, nous vous adressons nos cordiales salutations.

Collaborateur scientËfique

Dëpartement fëdëral de I'ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä I'ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectives de travail

Holzikofenweg 36, 3003 Berne
Tël. ++ 41 58
Fax ++ 41 31 311 38 35
E-mail:
Internet: www.seco.admin.ch
Absent les lundis toute la joumëe et les mercredis aprës-midis

De

Envoyë : vendredi, 9 dëcembre 2022 09:02
Ä
Cc : Nenning Sandra SECO <sandra.nenning@seco.admin.ch>;

Objet : RE: Motion 21.3599 :Transparence sur les moyens financiers des commissions paritaires - Demande de prise
de position sur la proposition de mise en oeuvre de la motion

Chëre Madame

Nous vous remercions pour votre prise de position concernant notre proposition de mise en @uvre de cette
motion.

Aprës l’avoir examinëe, nous nous permettrons, si nëcessaire, de reprendre contact avec vous pour en
discuter.
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En vous souhaitant une bonne fin de semaine. nous vous adressons. Madame
cordiales salutations.

nos

Collaborateur scientifique

Dëpartement fëdëral de I'ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä I'ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectives de travail

Holzikofenweg 36, 3003 Berne
Tël. ++ 41 58
Fax ++ 41 31 311 38 35
E-mail:
Internet: wvvw.seco.admin. ch
Absent les lundis toute la journëe et les mercredis aprës-midis

De :

Envoyë : mardi, 6 dëcembre 2022 15:37
Ä:
Cc : ; Sahlfeld Miriam BJ <miriam.sahlfeld@bi.admin.ch>;

Objet : WG: Motion 21.3599 :Transparence sur les moyens financiers des commissions paritaires - Demande de prise
de position sur la proposition de mise en oeuvre de la motion

Sehr geehrter Herr
Vielen Dank für Ihre Geduld; wir bitten um Entschuldigung für unsere späte Antwort. Nachfolgend
übermitteln wir Ihnen unsere Überlegungen zu Ihrer Frage. Wir sind der Meinung, dass für die Publikation
von Jahresberichten im Zusammenhang mit allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträgen eine
Änderung des Gesetzes vorgenommen werden muss. Zu diesem Schluss kommen wir aus den folgenden
Gründen:

Es ist zu unterscheiden zwischen der Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) und der Kontrolle, ob die
Ausgleichskassen und andere das Arbeitsverhältnis betreffende Einrichtungen ordnungsgemäss verwaltet
werden. Aus dieser Unterscheidung ergibt sich, ob der Bundesrat, wie vom SECO vorgeschlagen, auf dem
Weg einer AVE die GAV-Partner verpflichten kann, Jahresberichte zu veröffentlichen. Wir vertreten die
Auffassung, dass für eine solche Massnahme das Bundesgesetz über die Allgemeinverbindlicherklärung
von Gesamtarbeitsverträgen (AVEG; SR 221.215.311) geändert werden muss.

1. Die Allgemeinverbindlicherklärung

Die Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) ist ein behördlicher Akt (ein Verwaltungsakt, vgl. BGE
2C_910/2019), der öffentlich-rechtlicher Natur ist. Sie beschränkt sich auf die Ausdehnung des
(räumlichen, beruflichen und betrieblichen) Geltungsbereichs eines GAV und der privatrechtlichen Wirkung
seiner Bestimmungen auf AG/AN, die nicht dem G AV angeschlossen sind. Die (privatrechtliche)
Rechtsnatur der Bestimmungen des GAV wird durch die AVE nicht verändert (vgl. dazu die Botschaft zum
AVEG, BBI 1954 1 125, S. 134 f., 171). In diesem Sinne hat eine AVE auf die beteiligten AG/AN rein
privatrechtliche Wirkung (Botschaft a.a.O., S. 177).

Es handelt sich um einen behördlichen Entscheid auf Antrag der Vertragsparteien eines GAV oder der
tripartiten Kommission nach Art. 360b OR (Art. 1 und 1a AVEG). Die Behörde kann den Antrag nur
entweder gutheissen oder ablehnen, aber ihn nicht von sich aus abändern oder mit Vorschriften ergänzen.
Sie prüft, ob die Voraussetzungen für die Allgemeinverbindlichkeit (AV) erfüllt sind (Art. 12 Abs. 1 AVEG).
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Wenn dies bejaht werden kann, legt sie den Geltungsbereich fest und bestimmt Beginn und Dauer der AV.
Eine inhaltlich Gestaltungsbefugnis kommt ihr nicht zu.

Die Verpflichtung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern (AG/AN) zur Bezahlung von Beiträgen an Kassen
oder Einrichtungen nach Art. 357 b Abs. 1 Bst. b OR schafft eine direkte Rechtsbeziehung zwischen der
Vertragsgemeinschaft (die vertragsschliessenden Verbände) und den beteiligten AG/AN, obwohl diese
letzten nicht Vertragspartei sind. Solche GAV-Bestimmungen entfalten somit Rechtswirkungen zu Lasten
Dritter. Entsprechende Bestimmungen sind deshalb nur zulässig, wenn sie im Interesse der Durchsetzung
des GAVs notwendig sind (vgl. Art. 357 b Abs. 1 Bst. b OR und Botschaft zum AVEG a.a.O, S. 166 f. Art. 7
Abs. 1). Und auch nur dann können sie allgemeinverbindlich erklärt werden (Art. 3 Abs. 1 AVEG).

Die Verpflichtung zur Beitragsleistung gegenüber der Vertragsgemeinschaft besteht nicht von Gesetzes
wegen, sondern ergibt sich aus dem GAV seIbst. Die Tatsache, dass ein GAV allgemeinverbindlich ist,
ändert an dieser rechtlichen Qualifizierung nichts; seine Bestimmungen behalten ihre privatrechtliche
Rechtsnatur.
Die AVE hat nur insofern (und nur auf die Vertragsparteien, also die vertragsschliessenden Verbände) eine
öffentlich-rechtliche Wirkung, als die Führung der Ausgleichskassen und Einrichtungen der Aufsicht der
Behörde unterstehen, die die Allgemeinverbindlichkeit (AV) angeordnet hat. Diese Behörde kann die
notwendigen Auskünfte einfordern und ist verantwortlichen Organen gegenüber weisungsbefugt (Art. 5
Abs. 2 AVEG)

2. Kontrolle der ordnungsgemässen Führung von Kassen und Einrichtungen

Wie diese Beiträge verwendet werden und wie die Verwaltung erfolgt, ergibt sich aus der entsprechenden
(ebenfalls privatrechtlichen) Regelung im GAV. Denn damit ein GAV, der solche Beiträge vorsieht,
allgemeinverbindlich erklärt werden kann, muss er die Organisation der Kasse/Einrichtung, die finanziert
werden soll, ausreichend regeln und Gewähr bieten für eine ordnungsgemässe Führung (Art. 3 Abs. 1
AVEG)

Wie unter Ziff. 1 ausgeführt, kann die die AV anordnende Behörde nicht gestaltend in den GAV eingreifen.
Sous rëserve de la vërification des conditions lëgales posëes (organisation rëglëe de fagon satisfaisante et
gestion correcte assurëe), ist sie folglich auch nicht befugt, über die AVE festzulegen, in welcher Form die
ordnungsgemässe Führung von Kassen und Einrichtungen zu erfolgen hat und gegenüber wem die
verantwortlichen Organe auskunftspflichtig sind.

Die Auskunftspflicht hat der Gesetzgeber wie gesagt selber geregelt: Nach Art. 5 Abs. 2 AVEG untersteht
eine Kasse oder Einrichtung, zu deren Gunsten der allgemeinverbindliche GAV eine Beitragspflicht
statuiert, der Aufsicht der zuständigen Behörde. Diese kann die notwendigen Auskünfte verlangen und
somit, wenn nötig, Weisungen erteilen. In der Botschaft wird diese Unterstellung damit begründet, dass die
beteiligten AG/AN in der Regel keinen genügenden Einblick in die Verwaltung haben, weshalb die Behörde
die ordnungsgemässe Führung muss prüfen können (siehe dazu Botschaft a.a.O., S. 177).

Aus dieser Konzeption wird klar, dass die Regelung über die Verwaltung und Verwendung von Beiträgen
eine (privatrechtliche) Regelung zwischen den Vertragsparteien ist. Sie wird nicht öffentlich-rechtlich, nur
weil der Bund oder der Kanton sie allgemeinverbindlich erklärt hat. Die Allgemeinverbindlichkeit stellt
(indirekt) lediglich sicher, dass die Gelder ordnungsgemäss – und somit im Sinne des GAV (und nach den
arbeitsrechtlichen staatlichen Vorschriften) – verwaltet werden. Die korrekte Verwaltung und Verwendung
wird durch die Aufsicht der zuständigen Behörde sichergestellt. Le droit d’accëder ä tous les
renseignements utiles, dont seule l’autoritë dispose, suffit ä rëaliser ces buts. Une obligation de publication
des comptes dëpasse ce cadre et ne peut donc se fonder sur celui-ci.

In diesem Zusammenhang teilen wir auch Ihre Auffassung nicht, wonach das SECO bei einer Weigerung
von GAV-Vertragspartnern, den Jahresbericht zu veröffentlichen, die Bestimmungen des GAV zur
Beitragserhebung von Amtes wegen ausser Kraft setzen könnte. Die Ausserkraftsetzung nach Art. 18 Abs.
2 AVEG ist nur dann möglich, wenn eine Kasse oder Einrichtung entgegen Art. 5 Abs. 2 nicht
ordnungsgemäss geführt wird. Art. 5 Abs. 2 schreibt keine Veröffentlichung vor; und die Tatsache, dass
eine Vertragsgemeinschaft ihren Jahresbericht nicht veröffentlicht, bedeutet nicht automatisch, dass sie
ihre Kasse nicht ordentlich führt.
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3. Fazit

Nach dem Gesagten kommen wir zum Schluss, dass der Bundesrat nicht befugt ist, über eine AVE eine
Pflicht zu Veröffentlichung von Jahresberichten anzuordnen. Auch für eine Pflicht auf dem Weg einer
Weisung gestützt auf Art. 5 Abs. 2 AVEG sehen wir keine Möglichkeit. Denn für die Sicherstellung einer
ordnungsgemässen Führung von Kassen und Einrichtungen nach Art. 3576 Abs. 1 Bst. b OR ist es nicht
notwendig, die Jahresberichte zu veröffentlichen. Es genügt, wenn der Bundesrat bzw. das SECO als
zuständige Behörde Einsicht in diese Unterlagen hat.

Wollte man eine Pflicht zur Veröffentlichung von Jahresberichten im Zusammenhang mit
allgemeinverbindlichen GAVs einführen, so muss dies über eine Änderung des AVEG erfolgen. Es wird
dabei zu prüfen sein, ob ein hinreichendes öffentliches Interesse an einer Veröffentlichung besteht und ob
die Veröffentlichung zur Verwirklichung dieses öffentlichen Interessens verhältnismässig ist. Nur dann wäre
die Veröffentlichungspflicht – die einen Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit darstellt – zulässig.

Wir hoffen, Ihnen mit diesen Ausführungen zu dienen.

Freundliche Grüsse

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD
Bundesamt für Justiz BJ

Direktionsbereich Öffentliches Recht
Fachbereich II für Rechtsetzung

Bundesrain 20, 3003 Bern
Tel. +41 58

www.bi.admin.ch

De :

Envoyë : vendredi, 23 septembre 2022 15:46
Ä:
( c :

Objet : Motion 21.3599 :Transparence sur les moyens financiers des commissions paritaires - Demande de prise de
position sur la proposition de mise en oeuvre de la motion

Bonjour Monsieur ,

Nous nous permettons de nous adresser ä vous concernant Ia motion 21.3599 intitulëe « Transparence sur
les moyens financiers des commissions paritaires > qui a ëtë adoptëe par le parlement Ie 1 er juin 2022 et
dont nous vous joignons le lien ci-aprës : 21.3599 l Transparence sur les moyens financiers des commissions
paritaires l Objet } Le Parlement suisse (parlament.ch}. Cette motion demande en substance davantage de
transparence sur les contributions prëlevëes par les commissions professionnelles paritaires (CP) des
conventions collectives de travail (CCT) pour I'application des CCT.

Suite ä 1’adoption de cette motion, le Conseil fëdëral est notamment chargë de prendre les mesures
nëcessaires pour que les CP des CCT ëtendues soient tenues de publier leurs rapports annuels de
comptabilitë relatifs aux contributions aux frais d’exëcution des CCT. Comme nous (le SECO) sommes
compëtents pour le traitement des procëdures d’extension des CCT fëdërales, nous sommes chargës de la
mise en muvre de cette motion. A cet effet, nous avons prëparë une proposition visant ä obliger les CP ä
publier leur comptabilitë sur laquelle nous vous saurions grë de prendre position, si cela est possible pour
vous, d’ici Ie 7 octobre prochain. Vous la trouverez ci-jointe ainsi que les directives du SECO sur le
contributions aux frais d’exëcution auxquelles ladite proposition fait rëfërence.
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En nous tenant volontiers ä votre disposition pour des questions ou des complëments d’information, nous
vous adressons, Monsieur 1, nos cordiales salutations.

Collaborateur scientifique

Dëpartement fëdëral de I'ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä l'ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectËves de travail

Holzikofenweg 36, 3003 Berne
Tël. ++ 41 58
Fax ++ 41 31 311 38 35
E-mail:
Internet: www.seco.admin.ch
Absent les lundis toute la joumëe et les mercredis aprës-midis
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De:
Envoyë:
Ä:
C c :
Objet:

jeudi, 22 dëcembre 2022 13:46

Nenning Sandra SECO;
RE: Sëance Mo. Transparence

Bonjour,

Nous vous remercions de votre retour et confirmons Ia date du mardi 17 janvier (8h30) dans vos locaux.

Nous vous souhaitons de joyeuses fëtes de fin d’annëe et vous adressons nos sincëres salutations.

Collaboratrice scientifique

Dëpartement fëdëral de I'ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä I'ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectives de travail

Holzikofenweg 36, 3003 Berne
Tël. + 41 58
E-mail:
Internet: www.seco.admin.ch

Absente le vendredi

De :

Envoyë : mercredi, 21 dëcembre 2022 09:36
Ä

Cc : Nenning Sandra SECO <sandra.nenning@seco.admin.ch>;

Objet : RE: Sëance Mo. Transparence

Bonjour,

J’ëtais malade et je reprends aujourd’hui, ce pour cela que j’ai pas donnë de nouveIËes.

Pour moi, le mardi 17 est aussi Ia date qui va le mieux, je suppose que c’est 8.30 et pas 18.30.

Cordialement,

De :

Envoyë : mardi, 20 dëcembre 2022 15:20
Ä:
Cc : ; Nenning Sandra SECO <sandra.nenning@seco.admin.ch>;

Objet : AW: Sëance Mo. Transparence
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L.ict)e Frau

Ich werde provisorisch an beiden Terminen ein Sitzungszimmer reservieren. Meine Präferenz liegt bei
Dienstag, 17.1., 18.30 Uhr. Ich konnte Herrn nicht erreichen und weiss daher nicht, wie es bei ihm
aussieht. Notfalls müssten wir die Besprechung wohl ohne ihn machen.

Freundliche Grüsse

-----Ursprünglicher Termin-----
Von:
Gesendet: Montag, 19. Dezember 2022 16:21
An: Nenning Sandra SECO;
Betreff: Sëance Mo. Transparence
Zeit: Freitag, 13. Januar 2023 09:00-11:00 (UTC+01:00) Amsterdam, Berlin, Bern, Rom, Stockholm, Wien.
Ort: OFJ

MonsieLlr Madame

En rëfërence ä notre conversation tëlëphonique de ce jour avec Madame , nous vous proposons les
deux dates suivantes pour notre sëance au sujet de la mise en @uvre de la motion sur la transparence
(21.3599)

Vendredi 13.01.2023 entre 09h00 et 1 lh00
Mardi 17.01.2023 entre 08h30 et 10h30

Nous avons convenu que nous nous rencontrerons dans vos locaux.

Dans la mesure du possible, nous souhaiterions ëgalement discuter de la motion Ettlin 20.4738, qui a ëtë
adoptëe la semaine passëe par le Conseil national, dont la mise en auvre nëcessitera une rëvision de
1’art 358 CO
20.4738 1 Protëger le partenariat social contre des ingërences discutables l Bulletin officiel 1 Le Parlement suisse
{parlament.ch).

Nous vous remercions vivement pour votre collaboration.

Dans l’attente de votre retour, nous vous adressons nos sincëres salutations.

Collaboratrice scientifique

Dëpartement fëdëral de l'ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä I'ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectives de travail

Holzikofenweg 36, 3003 Berne
Tël. + 41 58
E-mail:
Internet: www.seco.admin.ch



a)
De:
Envoyë:
Ä:
Cc:
Objet:

lundi, 20 mars 2023 17:28

; Sahlfeld Miriam BJ; Nenning Sandra SECO
RE: Motion Ettlin 20.4738 - mise en oeuvre

Chëre Madame

Nous vous remercions vivement pour votre prise de position qui nous est trës utile.

Au vu de la volontë politique, nous vous informons que nous examinons la troisiëme possibilitë que vous
avez mentionnëe dans votre e-mail ann de proposer une modification de la LECCT.

Nous nous permettrons de vous contacter ä nouveau si un avis de votre part nous paraTt nëcessaire durant
les travaux de mise en euvre.

Nous vous remercions pour la collaboration et vous adressons nos sincëres salutations.

CoIËaboratrice scientifique

Dëpartement fëdëral de I'ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä l’ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectives de travail

Holzikofenweg 36, 3003 Berne
Tël. + 41 58
E-mail:
Internet: www.seco,admin.ch

Absente le vendredi

De :

Envoyë : jeudi, 2 mars 2023 11:40
Ä:
( 9 c : , Sahlfeld Miriam BJ <miriam.sahlfeld@bj.admin.ch>
Objet : WG: Motion Ettlin 20.4738 - mise en oeuvre

Sehr geehrte

Vielen Dank für Ihre Anfrage; wir nehmen dazu wie folgt Stellung:

Wir teilen Ihre Ansicht nicht, dass Art. 358 OR Haupterlass ist, der die Änderung des AVEG nach sich zieht. Dies aus
den folgenden Gründen: Die Motion fokussiert klar auf die durch den Bund allgemein verbindlich erklärten (ave) GAV.
In der Begründung ist durchwegs von diesen GAV die Rede, bzw. von den GAV, die schweizweit av erklärt werden.
Der Motion bezeichnet es als Missstand, dass diese GAy durch kantonale Bestimmungen derogiert werden können.
Daraus kann mit gutem Grund gefolgert werden, dass die Motion darauf abzielt, kantonal festgelegte Mindestlöhne
dann nicht anzuwenden, wenn ein Landes-GAV vom Bundesrat av erklärt wurde. Vor diesem Hintergrund kann nicht
behauptet werden, der Motionär habe auch eine Änderung von Art. 358 OR im Visier gehabt. Denn hätte er gewollt,
dass alle GAV immer kantonalen Mindestlöhnen vorgehen, so hätte er auch eine Änderung dieser Bestimmung
verlangt. Denn er war sich durchaus bewusst, dass es Art. 358 OR gibt. Deshalb sind wir der Auffassung, dass der
Hauptänderungserlass das AVEG ist. Ob überhaupt eine Änderung von Art. 358 OR erforderlich ist (bzw. dem Willen
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der Motion entspricht), wäre genauer zu prüfen. Ihr Amt kennt die Ratsdebatte in diesem Punkt besser als wir. Wir
gehen davon aus, dass der Motionär wohl eher wollte, dass Bestimmunqen eines GAV zum Mindestlohn vom
Bundesrat selbst dann allgemein verbindlich erklärt werden dürfen (und dann auch qesamtschweizerisch qelten),
wenn sie zwinqendes kantonales Recht deroqieren. Dies als Ausnahme zu Art. 2 Ziff. 4 (und nicht als Erqänzunq von
Art. 1) AVEG, der entsprechend geändert werden müsste.

Ihre zweite Frage ist aus unserer Sicht nicht richtig gestellt. Der Bundesrat hat in seiner Antwort bereits deutlich zum
Ausdruck gebracht, dass die Regelung von Mindestlöhnen in der verfassungsrechtlichen Kompetenz der Kantone
liegt. Es handelt sich um eine originäre Aufgabe der Kantone und nicht um eine (allenfalls nachträglich derogierende)
umfassende Bundeskompetenz. Der Motionär scheint diesen Unterschied nicht ganz verstanden zu haben, da er in
seiner Begründung davon ausgeht, dass die Kantone nur dann Mindestlöhne regeln dürfen, solange der Bund keine
Regelung erlassen hat. VÖr diesem Hintergrund scheint uns klar, dass es keine Möglichkeit gibt, die Motion
verfassungsrechtlich korrekt umzusetzen
Die verschiedenen Möglichkeiten, die Motion umzusetzen (oder eben nicht), haben wir Ihnen anlässlich unseres
Gesprächs am 17. Januar aufgezeigt. Es sind dies:

Ausarbeitung einer Botschaft zur Änderung des AVEG mit dem formellen Antrag des Bundesrats ans
Parlament, nicht auf die Vorlage einzutreten, weil sie verfassungswidrig ist, und Antrag auf Abschreibung der
Motion (Art. 122 Abs. 3 Bst. b ParIG);
Verzicht auf die Ausarbeitung einer Botschaft mit einem besonderen Bericht zur abzuschreibenden Motion
und Antrag auf Abschreibung (Art. 122 Abs. 3 Bst. a ParIG);
Vorlage einer Botschaft mit der verfassungswidrigen Änderung des AVEG (und evt. OR) mit einem eigenen
Kapitel mit der Beurteilung durch den Bundesrat und Empfehlung des BR ans Parlament, auf diese Änderung
zu verzichten (vgl. dazu die Botschaft zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz, Geschäft Nr. 20.076,
https://www . parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/qeschaeft?Affairld=20200076).

Wir hoffen, Ihnen mit diesen Ausführungen zu dienen

Freundliche Grüsse

Bundesamt für Justiz
Direktionsbereich Öffentliches Recht
Fachbereich Rechtsetzungsbegleitung II

Tel. +41 58

www.bi.admin.ch

De :
Envoyë : jeudi, 2 fëvrier 2023 12:37
Ä
Cc : Nenning Sandra SECO <sandra.nenning@seco.admin.ch>;

; Sahlfeld Miriam BJ
<miriam.sahlfe Id@bi.admin.ch>
Objet : RE: Motion Ettlin 20.4738 - mise en oeuvre

Comme discutë lors de notre sëance du 17 janvier dernier, nous nous permettons de revenir vers vous
concernant Ia motion Ettlin 20.4738 - Protëger le partenariat social contre des ingërences discutables – qui
a ëtë adoptëe par le Conseil national Ie 14 dëcembre 2022. Selon le motionnaire, le Conseil fëdëral doit
proposer une modification de la LECCT, de sorte que les dispositions d’une CCT ëtendue qui concernent le
salairë minimum, le 13' mois de salaire et le droit aux vacances l’emportent sur le droit cantonal.
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La mise en @uvre de cette motion soulëve ä ce stade dëjä plusieurs questions et problëmatiques, ä propos
desquelles nous souhaiterions connaTtre votre avis. Vous trouverez ci-dessous nos principales
questions/demandes surlignëes en vert.

Pour ce qui est de la procëdure ainsi que des diffërentes ëtapes de mise en @uvre
Tout d’abord, iI est important de relever que la motion vise la rëvision de la LECCT mais eIle concerne
ëgalement l’art. 358 CO. Sans rëvision de 1’art. 358 CO, nous estimons qu’une modification de 1’art. 2, al. 4,
LECCT seul n’est pas envisageable.

D’une part, 1’art. 358 CO concerne toutes les CCT en gënëral et ne se IËmite pas aux CCT ëtendues. Si une
disposition d’une CCT (non-ëtendue) contraire ä une loi cantonale sur le salaire minimum est nulle en vertu
de l’actuel art..358 CO, iI est alors difficilement concevable de prëvoir qu’une teIle disposition puisse ensuite
ëtre ëtendue, celle-ci ëtant nulle. D’autre part, 1’art. 2, al. 4, LECCT reprend le contenu de 1’art. 358 CO. En
effet, mëme s’iI rësultait dëjä de I'art. 358 CO que le droit impëratif de la Confëdëration et des cantons prime
les dispositions contradictoires de la CCT, le lëgislateur a jugë nëcessaire d'ëtablir une disposition
correspondante ëgalement dans le cadre de la rëglementation des conditions de I'extension. La modification
de 1’art. 2, al. 4, LECCT ne va donc pas sans la modification de 1’art. 358 CO.

Comme l’art. 358 CO fixe le principe pour toutes les CCT et que 1’art. 2, al. 4, LECCT reprend le contenu de
I’art. 358 CO, et en raison de ce qui prëcëde, nous sommes d’avis que la rëvision principale est 1’art. 358 CO
avec, en annexe, la modification de la LECCT.

hfin de pouvoir commencer dës que poss) ous, iË
bsI trës impoßant pour nous de connaitre votre avis sur la lci ä rëviser en premier, autrement dit queËid
Ërëvision de :oi constituerait t’objet principal de la proposition de mise en auvre de la motion.

Concernant la mise en auvre de la motion, peu importe la loi ä rëviser
Rëaliser Ie but de la motion, soit que les dispositions d'une CCT ëtendue qui concernent le salaire
minimum l’emportent sur le droit cantonal, peu importe la loi rëvisëe, est selon nous problëmatique ä
plusieurs ëgards :

• Le but de la motion est problëmatique du point de vue de la dëmocratie et du fëdëralisme et contredit
la Constitution fëdërale. En effet, les cantons sont compëtents, en vertu de la Constitution fëdërale,
pour adopter des mesures de politique sociale. Le Tribunal fëdëral, dans son arrët du 21 juillet 2017,
a confirmë cette compëtence cantonale en concluant que 1’adoption de salaires minimaux cantonaux
est une mesure sociopolitique, qui vise avant tout ä lutter contre la pauvretë et qui est donc
compatible avec le princËpe de la libertë ëconomique constitutionnelle et avec le droit fëdëral. Par
consëquent, les lois cantonales en matiëre de salaire minimum, qui sont lëgitimëes
dëmocratiquement, reprësentent un droit cantonal que les cantons sont autorisës ä adopter sur la
base de la Constitution.

• En outre, la mise en muvre de la motion est problëmatique du point de vue de la hiërarchie des
normes, une CCT (ëtendue) ëtant de rang infërieur au droit cantonal impëratif.

• Par ailleurs, iI est important de prëciser que les cantons n’ont pas la compëtence d’ëdicter des rëgles
relatives aux vacances ou au 13e mois de salaire, la lëgislation dans Ie domaine du droit civil relevant
de la Confëdëration en vertu de 1’art. 122 de la Constitution fëdërale. Le contenu de la motion relatif
au 13e mois de salaire et au droit aux vacances n’entre donc pas en considëration.

ISeion vous, comment est-iI poss!) F>rincipes de la
ËConstitution et du fëdëraiisrne ?1

Nous vous serions reconnaissants de nous transmettre votre prise de position d’ici au 24 fëvrier 2023.

Nous vous remercions pour votre collaboration et restons volontiers ä disposition pour toute questËon ou
compËëment d’information.

Avec nos sincëres salutations,
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Internet: www.seco.admIn.ch

Absente le vendredi



(1)

De:
Envoyë:
Ä:
C c :
Objet:

samedi, 15 avril 2023 22:36

Sahlfeld Miriam BJ;

WG: Motion 21.3599 :Transparence sur les moyens financiers des commissions
paritaires - Demande de prise de position
Motion transparence moyens financiers CP - Note sur obligation de publier
comptes CP dans LECCT.docx

Piëces jointes:

Sehr geehrter

Vielen Dank für die Arbeit, die Sie sich gemacht haben, um die Rechtfertigung für eine Offenlegungspflicht für
Jahresberichte bei den paritätischen Kommissionen bei allgemein verbindlich erklärten Gesamtarbeitsverträgen (AVE
GAV) zu prüfen. Ich kann Ihre Einschätzung jedoch aus den folgenden Gründen nicht teilen:

Die Wirtschaftsfreiheit schützt die freie Gestaltung der Betriebsverhältnisse. Sie wird vom Gesetzgeber
bereits heute dadurch eingeschränkt, dass das Obligationenrecht Vorschriften darüber macht, wer in welcher
Form wem gegenüber buchhalterisch Rechenschaft ablegen muss über seine Geschäftstätigkeit. So
unterliegen alle juristischen Personen der Pflicht zur Buchführung und Rechnungslegung. Dazu gehören auch
Vereine, die verpflichtet sind, sich ins Handelsregister eintragen zu lassen (Art. 957 OR). Es kann also nicht
gesagt werden, die Rechnungslegung (und damit die diesbezügliche Auskunftspflicht) würden nicht unter die
Wirtschaftsfreiheit fallen. Denn sonst hätte es ja keinen Anlass gegeben, in einem formellen Gesetz
Buchhaltungs- und Rechnungslegungsvorschriften zu regeln.

Eine generelle Pflicht, Bücher und Jahresrechnungen Dritten zugänglich zu machen, sieht das
Gesellschaftsrecht nicht vor. Dieser Grundsatz wird nur vereinzelt durchbrochen: beispielsweise in Art. 6a
Abs. 1 BankG oder generell für Gesellschaften, die Anleihensobligationen ausstehend haben oder deren
Beteiligungspapier börsenkotiert sind (Art. 958e Abs. 1 OR). Die übrigen Unternehmen müssen nur den
Gläubigern, die ein schutzwürdiges Interesse nachweisen, Einsicht in den Geschäftsbericht gewähren (Art.
958e Abs. 2 OR). Der Gesetzgeber hat hier eine Abwägung der Geheimhaltungsinteressen der Gesellschaft
gegenüber dem Informationsinteressen der interessierten Parteien (Eigentümer, Gläubiger, Arbeitnehmer,
potentielle Kreditgeber) und Dritten vorgenommen und die Regeln differenziert ausgestaltet. Dabei hat er sich
vom Grundsatz leiten lassen, dass Hauptzweck des Geschäftsberichts ist, gegenüber den Eigentümern.
Arbeitnehmern und Kreditgebern Rechenschaft abzulegen über die geschäftliche Tätigkeit des letzten Jahres
und sie mit den Informationen zu versorgen, durch die sie allfällige Mitwirkungsrechte wahrnehmen können.
Es gibt kein öffentliches Interesse an diesen Informationen eines Unternehmens.

Wenn eine juristische Person verpflichtet wird, ihren Geschäftsbericht zu veröffentlichen, so tangiert das ihre
Geheimhaltungsinteressen. Ein Geschäftsbericht ist eine buchhalterische Sammlung, die Auskunft gibt über
die Finanzlage und die Leistung eines Unternehmens. Informationen über die vorhandenen Mittel und deren
Einsatz berühren unter Umständen Geschäftsgeheimnisse. Weder die Bevölkerung noch die Medien haben
einen Anspruch darauf, darüber informiert zu werden. Denn die Rechnungslegung hat zum Zweck, die
Informationsasymmetrie zwischen Anspruchsgruppen, die nur beschränkt Einblick in ein Unternehmen
haben, und den «Insidern» zu beseitigen. Gläubiger, die ein schutzwürdiges Interesse nachweisen, haben
entsprechend Anspruch auf Einsicht in den Geschäftsbericht. Die allgemeine Öffentlichkeit gehört m.E. nicht
zu Anspruchsgruppen, die für die Ausübung bestimmter Rechte Informationen über den Geschäftsgang eines
Unternehmens benötigen. Ich sehe keinen Grund, warum die öffentlichkeit wissen müsste. wie eine
paritätische Kommission ihre Gelder verwendet. Für die Kontrolle einer ordnungsgemässen
Geschäftsführung gibt es die gesetzlich vorgesehenen Kontrollinstanzen

Sie halten in Ihrer Notiz fest, dass die Mehrheit der paritätischen Kommissionen als Verein ausgestaltet sind
Für Vereine gelten die Vorschriften des OR über die kaufmännische Buchführung und Rechnungslegung
sinngemäss (Art. 69a ZGB); somit auch Art. 985e Abs. 2 OR. Sofern die «Dissidenten», also die Arbeitgeber
und Arbeitnehmer, die nicht Mitglieder der (AVE GAV-) vertragsschliessenden Verbände sind, Mitglieder des
Vereins sind, erhalten sie im Rahmen der Vereinsversammlung Einblick in den Geschäftsbericht. Und wenn
sie nicht Vereinsmitglieder sind oder in der Geschäftsstelle oder im Vorstand nicht vertreten sind, so gehe ich
davon aus, dass Art. 985e Abs. 2 OR auch für sie als Beitragszahler / Gläubiger des Vereins gilt. Ihr
Interesse an Transparenz als Gläubiger bzw. Beitragszahler ist somit bereits heute gewährleistet,
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Weiter ist auch zu beachten, dass der Grundsatz der Gleichbehandlung von Gewerbegenossen durch den
Staat ebenfalls zum sachlichen Schutzbereich der Wirtschaftsfreiheit gehört. Werden einzelne Konkurrenten
vom Staat begünstigt oder benachteiligt, kann die Wirtschaftsfreiheit verletzt sein, auch wenn sich die
unterschiedliche Behandlung auf ernsthafte und sachliche Gründe stützt. Als direkte Konkurrenten gelten
Angehörige der gleichen Branche. Wie erwähnt, gilt im Gesellschaftsrecht der Grundsatz, dass Unternehmen
nur Gläubigern mit schutzwürdigem Interesse Einsicht in den Geschäftsbericht gewähren müssen. Eine
Auskunftspflicht gegenüber anderen Dritten oder sogar eine Veröffentlichungspflicht ist nicht vorgesehen
Ausnahmen gelten für Publikumsgesellschaften bzw. kotierte Aktiengesellschaften und für Banken (weitere
Bereiche habe ich nicht geprüft). Man könnte sich noch fragen, wer als direkte Konkurrenten der paritätischen
Kommissionen von AVE GAV gelten, die keiner Veröffentlichungspflicht unterstellt werden. Dazu konnte ich
keine weiteren Abklärungen vornehmen. Die Frage kann aber m.E. offen gelassen werden. Es bedürfte
unabhängig davon einer besonderen Begründung, warum die paritätischen Kommissionen im Bereich der
AVE GAV einer Offenlegungspfücht unterstellt werden sollen, während dies im gesamten Gesellschaftsrecht
nicht vorgesehen ist.

Ich hatte leider keine Zeit, mich zum Gesellschaftsrecht mit Kollegen unseres Direktionsbereichs Privatrecht
auszutauschen. Es handelt sich also um eine Einschätzung, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt.

Freundliche Grüsse

Wissenschaftliche Mitarbeiterin
Bundesamt für Justiz
Direktionsbereich Öffentliches Recht
Fachbereich Rechtsetzungsbegleitung

Tel. +41 58

www.bi.admin.ch

Von:
Gesendet: Mittwoch, 29. März 2023 10:13
An:
Cc: Nenning Sandra SECO <sandra.nenning@seco.admin.ch>;

Betreff: Motion 21.3599 :Transparence sur les moyens financiers des commissions paritaires - Demande de prise de
position

Nous nous permettons de revenir vers vous concernant la mise en euvre de la motion relative ä la
transparence sur les moyens financiers des commissions paritaires (21.3599).

Lors de notre sëance avec vous Ie 17 janvier dernier ainsi que dans votre prise de position du 6 dëcembre
2022, vous nous avez communiquë qu’iI n’ëtait pas possible d’obliger les commissions paritaires ä publier
leurs comptes annuels par le biais des arrëtës d’extension des CCT comme nous le proposions. Vous ëtes
d’avis que cette obligation de publier doit figurer dans la LECCT ä condition que les principes de l’intërët
public et de la proportionnalitë soient respectës, la libertë ëconomique ëtant touchëe. Par consëquent,
nous souhaitons ëlaborer une proposition de mise en muvre de la motion par une modification de la
LECCT

Au prëalable et afin de nous assurer de la faisabilitë de cette proposition, nous avons procëdë ä une
analyse de la libertë ëconomique, de l’intërët public et de la proportionnalitë que vous trouverez dans la
note ci-jointe et sur laquelle nous vous saurions grë de prendre position jusqu’au 19 avril 2023. Le dëlai
pour mettre en @uvre cette motion devenant de plus enfpjus court, ce serait gentil si vous pouviez nous
rëpondre d’ici cette date dans la mesure de votre possible.

En vous remerciant de votre prëcieuse collaboration, nous vous adressons nos cordiales salutations.
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Collaborateur scientifique

Dëpartement fëdëral de l’ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä I'ëconomie SECO
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Tël. ++ 41 58
Fax ++ 41 31 311 38 35
E-mail:
Internet: www.seco.admin.ch
Absent les lundis toute la joumëe et les mercredis aprës-midis
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Conventions collectives de travail

Note d'information

Date :

A:

Copie a

28.03.2023
Office fëdëral de la justice

Numëro du dossier : SECO-623.134/2/1/5/2

Motion concernant la transparence sur les moyens financiers des commissions paritaires
21.3599
Mise en euvre de la motion par une modification de la LECCT

Madame, Monsieur,

Par courriel du 23 septembre 2022, nous vous avons consultës sur une proposition de mise en @uvre
de la motion susmentionnëe. Pour rappel, cette motion demapde principalement au Conseil fëdëral de
prendre les mesures nëcessaires pour que les commissions paritaires (CP) des conventions collectives
de travail (CCT) ëtendues soient tenues de publier leurs comptes annuels. Notre proposition consistait
ä obliger les CP ä publier les comptes annuels par le biais d’une clause dans les arrëtës d'extension de
CCT

Dans votre prise de position du 6 dëcembre 2022, vous ëtes d’avis que le Conseil fëdëral n’est pas
habilitë ä prëvoir une obligation de publier les comptes annuels des CP par le biais des arrëtës
d’extension de CCT et que, pour ce faire, une modification de la LECCT est nëcessaire. Vous prëcisez
qu'il faudra alors vërifier s'il existe un intërët public suffisant ä la publication et si la publication est
proportionnelle ä la rëalisation de cet intërët public. Selon vous, ce n'est que dans ce cas que I'obligation
de publication - qui constitue une atteinte ä la libertë ëconomique - serait admissible.

Par consëquent, nous allons ëlaborer une proposition de mise en @uvre de la motion par une
modification de la LECCT. Pour une meilleure comprëhension, vous trouverez, en annexe ä la fin de
cette note, un premier projet de modification de la LECCT (11 n’est pas nëcessaire que vous preniez
position sur ce projet ä ce stade).

Libertë ëconomique

Si nous vous avons bien compris, vous ëtes d’avis qu'une modification de la LECCT qui prëvoit une
obligation pour les CP de publier leurs comptes annuels porte atteinte ä la libertë ëconomique. Nous
sommes d’avis qu’une nouvelle disposition sur l’obligation de publier ne porte pas atteinte ä cette
derniëre, et ce pour les raisons suivantes :

Secrëtariat dIEtat ä llëconomie SECO

Holzikofenweg 36
3003 Berne
Tël. +41 58

https://www.seco.admin.ch

SECO-D-81 B03401/127



Tout d’abord, se pose la question de savoir si les CP sont titulaires de la libertë ëconomique. Sont
titulaires de la libertë ëconomique les personnes physiques et les personnes morales de droit privë1. Les
associations poursuivent un but idëal (art. 60 CC), mais peuvent exercer une activitë ëconomique en
vue de I'atteindre (cf. art. 61 CC). Dans cette perspective, elles sont titulaires de la libertë ëconomique2.
La grande majoritë des CP revëtent la forme juridique de 1’association. En outre, elles poursuivent un
but idëal, soit celui de veiller au respect des conditions de travail prëvues dans les CCT, mais exercent
une activitë ëconomique en vue de l’atteindre. Par consëquent, les CP sont titulaires de la libertë
ëconomique.

Ensuite, se pose la question de savoir si notre proposition porte atteinte ä la libertë ëconomique. Cette
derniëre comporte une triple garantie ou remplit une triple fonction :

1. Une garantie (ou une fonction) individuelle analogue ä celle des autres libertës fondamentales, celle
d'un droit subjectif destinë ä protëger un ëlëment de la personnalitë : le droit de chacun de choisir et
d’exercer librement une activitë lucrative privëe (cf. art. 27 al. 2 Cst.).

2. Une garantie (ou une fonction) institutionnelle : en mëme temps, le principe de la libertë ëconomique
exprime le choix du constituant en faveur d'un certain systëme ëconomique, celui de l’ëconomie de
marchë, fondëe sur la libre entreprise et la concurrence (cf. art. 94 Cst.).

3. Une fonction fëdërative : la garantie offerte aux acteurs ëconomiques de pouvoir exercer librement
leurs activitës ëconomiques sur 1’ensemble du territoire suisse (cf. art. 95 al. 2 Cst.) 3.

A notre avis, aucune des trois garanties ou fonctions dëcrites ci-dessus que recouvre la libertë
ëconomique n’est impactëe par notre proposition d’obliger les CP ä publier leurs comptes annuels. En
voici les motifs :

En effet, s’agissant de la garantie individuelle, cette obligation n'empëche pas les particuliers de choisir
librement une profession et ne leur restreint pas l’accës ä une activitë ëconomique lucrative privëe. En
ce qui concerne le libre exercice de l’activitë des CP, nous nous sommes demandës si cette obligation
portait ëventuellement atteinte au droit des CP de choisir librement la maniëre dont elles entendent
s’organiser qui est une des composantes de la garantie individuelle. A notre avis, le fait de devoir publier
leurs comptes annuels n'empëche pas les CP de s'organiser librement. Effectivement, elles peuvent
exercer leurs täches d'exëcution de la CCT comme elles le souhaitent (choix des entreprises contrölëes,
nombre de contröles, type de sanctions, nombre de contröleurs, choix du contenu des formations
continues, etc.). En outre, elles doivent de toute fa9on faire rëviser leurs comptes par un organe de
rëvision et les transmettre au SECO. Leurs comptes sont donc dëjä soumis ä deux organes de
suIveillance, et par lä mëme, font dëjä l’objet d'une certaine transparence. Enfin, les autres composantes
de la garantie individuelle nous semblent ëtre ëgalement respectëes.

Concernant Ia garantie institutionnelle et la fonction fëdërative, eIIes ne sont pas applicables au cas
d’espëce et ne sont par consëquent pas touchëes.

La libertë ëconomique n’ëtant pas touchëe de notre point de vue, iI y a lieu d’examiner s'il existe un
intërët public suffisant ä la publication des comptes annuels des CP et si cette publication est
proportionnelle ä la rëalisation de cet intërët public. Par consëquent, 1’examen de ces deux principes doit
se faire, non pas sur la base de 1’art. 36 al. 2 et 3 de la Cst. relatifs ä la restriction des droits
fondamentaux, mais sur la base de 1’art. 5 al. 2 Cst. qui prëvoit que l’activitë de 1’Etat doit rëpondre ä un
intërët public et ëtre proportionnëe au but visë

1 AUBERT /MAHON, Petit commentaire de la Constitution fëdërale, 2003, art. 27, n'6, p. 237.

2 MARTENET /DUBEY, Commentaire romand de la Constitution fëdërale, 2021, art. 27, n'28, p. 794.

3 AUBERT /MAHON, Petit commentaire de la Constitution fëdërale, 2003, art. 27, n'3 et 4, p. 235-236. 2/6



Intërët public

La Constitution elle-mëme ne dit pas ce qu’est l’intërët public ; eIle se contente d'une notion abstraite et,
finalement, assez vague4.

La doctrine s’efforce nëanmoins de formuler une dëfinition gënërale de I'intërët public. EIle dëfinit l’intërët
public comme un intërët jugë digne de protection, parce qu’iI touche un grand nombre d'administrës et
que ceux-ci ne veulent ou ne peuvent pas le satisfaire par leurs propres moyens. II importe peu par
contre pour qu'un intërët soit dëcrëtë < public » et, qu’ä ce titre, iI soit dëclarë digne de protection, que
la majoritë statistique des administrës puissent effectivement en escompter un5.

Sur la base de la doctrine prëcitëe, nous sommes arrivës ä la conclusion qu’un intërët public ä publier
les comptes annuels des CP existait bel et bien. En voici les motifs :

Tout d’abord, les dissidents, soit les employeurs et les travailleurs qui ne sont pas membres des
associations contractantes et qui sont soumis ä la CCT de par l’extension, ont trës clairement un intërët
ä davantage de transparence en matiëre de gestion des contributions aux frais d’exëcution (ci-aprës :
contributions) puisqu'ils sont tenus de s’acquitter de ces contributions, au mëme titre que les employeurs
et les travailleurs membres des associations contractantes ä la CCT. Par consëquent, iI serait lëgitime
qu’ils puissent savoir comment leur argent est utilisë. Une obligation lëgale de publier ces comptes
permettrait d’atteindre cet objectif de plus de transparence vis-ä-vis des dissidents. D’ailleurs, certaines
CP publient dëjä leurs comptes annuels. En effet, en 2021, sur 36 CCT fëdërales ëtendues, 8 CP
publiaient dëjä leurs comptes annuels sur leur site internet volontairement. II s’agit notamment de la CCT
du secteur principai de la construction, de la CCT pour la branche du travail temporaire et la CCNT pour
les hötels, restaurants et cafës qui sont des CCT couvrant un grand nombre d’employeurs et de
travailleurs. Ces publications volontaires tendent ä dëmontrer le rëel besoin de transparence dans la
gestion des contributions.

De leur cötë, les membres des associations contractantes, bien que bënëficiant en principe d'un accës
facilitë ä ces comptes annuels du fait de reprësentants de leurs associations siëgeant au sein de la CP,
ont aussi un intërët ä plus de transparence ëtant donnë qu’ils paient ëgalement ces contributions.

Par le dëpöt de cette motion, le parlement fëdëral montre son intërët ä ce qu’iI y ait davantage de
transparence concernant la gestion des contributions aux frais d’exëcution des CCT.

Ce sujet suscite ëgalement l’intërët des mëdias qui ont dëjä demandë ä consuËter les comptes annuels
des CP ä plusieurs reprises et qui sont ä l’origine du dëpöt de cette motion.

Ëgalement intëressë par Ie sujet, le Contröle fëdëral des finances (CDF) est en train d’effectuer un audit
auprës du SECO pour examiner la maniëre dont il s'acquitte de son devoir de surveillance et auprës de
certaines CP pour contröler leur gestion des contributions.

En outre, iI s’agit d’un intërët public digne de protection dans la mesure oü il concerne directement un
grand nombre d'administrës, ä savoir tous les employeurs et les travailleurs soumis aux CCT ëtendues
aussi bien fëdërales que cantonales

Proportionnalitë

Le principe de proportionnalitë signifie que, mëme lorsqu’iI poursuit un but d’intërët public lëgitime, 1’Etat
ne saurait user de n’importe quel moyen pour I'atteindre ; les moyens utilisës doivent rester appropriës
et non excessifs. Traditionnellement, la condition de la proportionnalitë est dëcomposëe en trois

4 AUBERT / MAHON, Petit commentaire de la Constitution fëdërale, 2003, art. 36, n'13, p. 326

5 DUBEY / ZUFFEREY, Droit administratif gënëral, 2014, p. 196-197. 3/6



ëlëments ou trois conditions, qui n'apparaissent pas explicitement dans Ia disposition, mais n’en
demeurent pas moins implicites6.

1. La condition de l’aptitude

Un acte normatif ou administratif remplit la condition de I'aptitude ou de l’adëquation lorsqu’iI est
effectivement de nature ä atteindre, ou du moins ä favoriser la rëalisation du but d’intërët public qui en
motive 1’adoption .

2. La condition de la nëcessitë

Une mesure lëgislative ou exëcutive satisfait ä la condition de la nëcessitë ou de la subsidiaritë lorsqu'il
s’agit, parmi l’ensemble des mesures aptes, de celle qui porte le moins atteinte aux intërëts publics et
privës opposës ä I'intërët public qu’eIle poursuit.

3. La condition de l’exigibilitë raisonnable (proportionnalitë au sens strict).

Une rëgle de droit ou une dëcision d’application apte et nëcessaire ä atteindre Ie but d’intërët public est
proportionnëe au sens strict, lorsqu'elle n’a pas pour effet de provoquer une atteinte teIle ä un intërët
public ou privë opposë qu'il faille y renoncer. En d’autres termes, iI faut que cette mesure n'impose qu’un
sacrifice qui puisse ëtre raisonnablement exigë de la part d’un particulier ou de la collectivitë dont les
intërëts ont ä en souffrir.7.

lci aussi, nous avons examinë si l’obligation lëgale de publier les comptes des CP respectait le principe
de proportionnalitë en nous fondant sur la doctrine prëcitëe. Nous sommes arrivës ä la conclusion que
ce principe ëtait respectë et ce, pour les raisons suivantes :

Tout d'abord, l’obligation lëgale de publier les comptes annuels des CP est apte ä atteindre la rëalisation
du but d’intërët public qui est d'instaurer davantage de transparence concernant la gestion des
contributions. En effet, les CP, en publiant leurs comptes annuels sur teur site internet, donnent un accës
direct et facile au public, tout particuliërement aux dissidents mais aussi aux membres des associations
contractantes qui sont au premier chef concernës et qui peuvent, par cette mesure, vërifier que les
contributions qu'ils paient sont correctement gërëes.

Ensuite, cette obligation lëgale de publier les comptes des CP est nëcessaire. Les dissidents ont certes
dëjä la possibilitë, en se fondant sur la loi sur la transparence, de consulter les comptes annuels des CP
sur demande auprës du SECO ou auprës de I'autoritë cantonale compëtente en matiëre d'extension
selon qu'il s’agisse d’une CCT fëdërale ou cantonale. Cela ëtant, cette possibilitë est insuffisante au
regard du but de la motion. En outre, nous trouverions lëgitime qu’ils puissent les consulter directement
et simplement sur Ie site internet de la CP, sans devoir entreprendre une dëmarche administrative (une
demande de consultation de documents basëe sur la LTrans est en principe payante) auprës d'une
autoritë. Finalement et comme exposë lors de notre rencontre du 17 janvier dernier avec vous, nous
avions envisagë d’autres mesures pour obliger les CP ä publier leurs comptes annuels.

Nous avions initialement pensë ä insërer cette obligation dans les arrëtës d’extension des ceT. Pour ce
faire, vous avez considërë qu'une base lëgale dans la LECCT ëtait nëcessaire. Nous avons donc ëcartë
cette possibilitë.

Nous avions ëgalement pensë ä un accord des CP par lequel elles s’obligeraient de leur plein grë ä
publier leurs comptes annuels sur leur site internet mais cette mesure est compliquëe ä mettre en @uvre.
En effet, eIle nëcessiterait que toutes les CP consentent ä signer cet accord. Le SECO n'aurait pas de

6 AUBERT /MAHON, Petit commentaire de la Constitution fëdërale, 2003, art. 5, n'13, p. 42 et art. 36, n'16. p. 328

7 DUBEY / ZUFFEREY, Droit administratif gënëral, 2014. p. 224-225
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moyens de les obliger ä le signer. Si certaines CP devaient refuser de le signer, cela crëerait alors une
inëgalitë de traitement problëmatique. Cette mesure a par consëquent aussi ëtë mise de cötë.

Autrement, nous avons rëflëchi ä faire de cette obligation une condition d’extension mais cette mesure
nous semble excessive et porte atteinte ä la libertë ëconomique. Excessive car, si une CP refuse de
publier ses comptes, iI y aurait lieu d’abroger l’extension de la CCT concernëe, conformëment ä 1’art. 18
al. 2 LECCT. Cette abrogation aurait de graves consëquences pour les CP dans la mesure oö elles
seraient privëes de leur principale source de financement, mais ëgalement pour les travailleurs et
employeurs membres qui seraient exposës au risque de concurrence dëloyale de la part d’entreprises
dissidentes n’ëtant pas tenues de respecter la CCT et pouvant ainsi proposer des prestations ä moindre
prix. Faire de la publication des comptes une condition ä l’extension serait ëgalement trës problëmatique
pour les nouvelles CCT dont I'extension est demandëe pour la premiëre fois dans la mesure oü äucune
contribution n’a encore ëtë prëlevëe. Les CP de ces nouvelles CCT ne pourraient par consëquent pas
remettre de comptes annuels ä I'autoritë de surveillance et la requëte d’extension devrait, de ce fait, ëtre
rejetëe. Quant ä la libertë ëconomique des CP, eIle serait touchëe dans le sens oü ces derniëres seraient
entravëes dans le libre exercice de leur activitë ëconomique, faute de moyens financiers importants pour
fonctionner.

Au vu de ce qui prëcëde, nous estimons que notre proposition de modification de la LECCT, en n’ëtant
pas une condition d’extension, mais un effet de l’extension, satisfait ä la condition de la nëcessitë, car
parmi I'ensemble des mesures aptes, eIle est celle qui porte le moins atteinte aux intërëts des CP.

Enfin, notre proposition respecte le principe de proportionnalitë au sens strict. La mesure que nous
proposons permet d’atteindre l’objectif visë de davantage de transparence dans la gestion des
contributions vis-ä-vis du public, sans imposer un sacrifice dëraisonnable aux CP. En effet, cette mesure
ne porte pas atteinte ä la libertë ëconomique des CP. De plus, comme les CP transmettent leurs comptes
annuels ä I'autoritë de suIveillance qui, sur la base de la LTrans, peut les transmettre ä toute personne
qui le demande, nous ne voyons pas de prëjudice grave ä publier leurs comptes annuels. Au derrleurant,
et comme ëgalement mentionnë ci-avant, plusieurs CP, et non des moindres, publient dëjä
volontairement leurs comptes, ce qui tend ä dëmontrer la proportionnalitë de notre proposition.

Conclusion

Au vu de ce qui prëcëde, nous estimons que notre proposition de modification de la LECCT respecte les
principes de I'intërët public et de la proportionnalitë, conformëment ä I'art. 5 al. 2 Cst..
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Annexe :

Proposition de modification de la LECCT

Notre proposition vise ä rendre la publication des comptes annuels obligatoire ä partir du moment oü
des dispositions sur les contributions aux frais d'exëcution d’une CCT sont ëtendues. Cette obligation
de publier les comptes annuels constitue, de notre point de vue, un effet de l’extension ä l’ëgard des
Commissions professionnelles paritaires qui prëlëvent des contributions aux frais d’exëcution de la CCT.
Par consëquent, nous proposons de crëer un nouvel article 5a LECCT ä la suite des art. 4 et 5 LECCT
qui rëglent respectivement les effets ä l’ëgard des employeurs et travailleurs non liës par la convention
ainsi que les effets ä l’ëgard des parties contractantes et ce, dans une logique de respect de la
systëmatique de la loi. Cet art. 5a aurait la teneur suivante :

Art. 5a Effet ä l’ëgard des commissions professionnelles paritaires

1 En cas d’extension de clauses concemant des contributions aux frais d’exëcution de la convention, de
formation et de perfectionnement professionnel, les commissions professionnelles paritaires sont tenues
chaque annëe de publierleurs comptes annuels dëtaillës y relatifs sur leur site internet ou, si elles n’en
disposent pas, sur Ie site internet de l’une des associations contractantes ä la convention,

2 Font partie des comptes annuels dëtaillës, le bilan, le compte de rësultat et l’annexe aux comptes
annuels.

3 Les comptes annuels dëtaillës doivent ëtre publiës au plus tard ä la fin de l’annëe civile consëcutive ä
l’exercice comptable concemë.
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Assurer un suivi
Terminë

Madame,

Nous vous remercions de nous avoir consultës dans le cadre de la modificatËon de la LECCT.

Nous souhaitons vous rendre attentifs ä deux points en particulier en relation avec la mise en muvre de la
motion Ettlin :

- Nous ëmettons des doutes quant au fait que la modification de 1’art. 2 LECCT, teIle que proposëe,
permette d’atteindre Ie but poursuivi par l’auteur de la motion. Nous vous remercions de nous faire
part de vos rëflexions ä ce sujet.

- Nous avons d’ores et dëjä abordë le fait que la mise en @uvre de la motion pose des difficultës
importantes en matËëre de constitutionnalitë. Pour cette raison, nous proposons d’ëlaborer une
variante, qui consiste en la modification de 1’art. 110 de la Constitution relatif aux compëtences de
la Confëdëration en matiëre de droit du travail.

Vous trouverez nos remarques directement dans Ie document en annexe.

Nous vous renvoyons ëgalement ä la prise de position de la VIRK concernant les aspects rëdactionnels.

Nous vous remercions de nous tenir informës de la suite que vous entendez d-onner ä nes remarques et
restons ä votre disposition pour en discuter.

Avec mes meilleures salutations

Juriste

Dëpartement fëdëral de justice et police DFJP
Office fëdëral de la justice OFJ
Domaine de direction Droit public
Unitë Lëgislation ll

Bundesrain 20, 3003 Bern

Tël. +41 58

Von:
Gesendet: Mittwoch, 4. Oktober 2023 11:40
An:
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<valerie.berger@seco.admin.ch>; Nenning Sandra SECO <sandra.nenninR@seco.admin.ch>,

Betreff: Consultation des offices sur le projet de modification de la LECCT

Madame, Monsieur,

Vous trouverez ci-joint un projet de proposition au Conseil fëdëral pour la modification de la loi fëdërale
permettant d’ëtendre Ie champ d’application de la convention collective de travail (LECCT). Nous vous
prions de nous faire parvenir votre avis d’ici au

25 octobre 2023

ä 1’adresse suivante :

Sans rëponse de votre part, nous considërerons que vous soutenez la proposition.

La soussignëe reste ä disposition pour toute question ou complëment d’information.

Nous vous prions d’agrëer, Madame, Monsieur, l’expression de notre considëration distinguëe.

Collaboratrice scientifique

Dëpartement fëdëral de l’ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä l'ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectives de travail
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Condensë

Le projet de modification de la loi fëdërale du 28 septembre 1956 permettant d'ëtendre
Ie champ d'applicaüon de la convention collecüve de travail (LECCT) denne suite au
mandat que le Padement a confië au Conseil fëdëral en adoptant Ia motion 20.4738 EttIin
et la motion 21.3599 CER.N.

Contexte

La motion 20.4738 Ettlin < Prvtëger le partenariat social contre des ingërences discutables » a
ëtë dëposëe par le canseiller aux Ëtats Erich Ettlin Ie 18 dëcembre 2020. Ladite motion a ëtë
adoptëe Ie 14 dëcembre 2022 par FAssemblëe fëdërale. Suite ä son adaption, le Canseil
fëdëral a ëtë chargë de modifier la LECCT, de sorte que les clauses d’une convention collective
de travait (CCT) ëtendue qui concement le salaire minimum, le lpe mois de salaire et le droit
aux vacances l’emportent sur le droit cantonal. Actuellement, une CCT ne doit rien contenir de
contraire aux dispositions impëratives du droit fëdëral ou cantonal.

La motion 21.3599 CER-N < Transparence sur les moyens financiers des commissions
paritaires > a ëtë dëposëe Ie 17 mai 2021 par la Commission de l’ëconomie et des redevances
du Conseil national (CER-N). La motion a ëtë adoptëe par les Chambres fëdërales le I'’ juin
2022. EIle charge tout d’abord le Conseil fëdëral de prendre les mesures nëcessaires pour que
les commissions paritaires (CP) des CCT ëtendues soient tenues de publier leurs rapports
annuels. EIle demande ensuite que les CP soient tenues de rendre des comptes sur Ie but des
moyens ä disposition dans Ie capital du fond et sur leur utilisation. Enfin, eIle requiert que
l’autoritë de surveillance des CP, le Secrëtariat d'Ëtat ä I'ëconomie (SECO), puisse confier
1’audit financier au Contröle fëdëral des finances (CDF) au ä d'autres experts,

Contenu du projet

1
Pour ce qui est de la mise en @uvre de la motion Ettlin, le projet de modification de la LECCT
prëvoit la possibilitë d'ëtendre les clauses des CCT qui prëvoient fix9nt_des salaires minimaux
infërieurs ä ceux rëglës dans les lois cantonales. Le projet ne conceme que le salaire minimum
puisque les cantons n'ont pas la compëtence d'ëdicter des rëgles relatives aux vacances ou
au IY"' mois de salaire. Comme il 1’a dëjä dit dans sa prise de position sur la motion Ettlin
ainsi que dans le cadre des dëbats parlementaires, le Conseil fëdëral reste est opposë ä ce
projet car iI est d'avis qu'une teIle modtfication va ä I'encontre des principes du\f6d6ralismd et,
de I'ordr8 con8titutionnella rëpartition des compëtences entre les cantons et la Confëdëration
qaranties par la Constitution ainsi que du principe de la lëqalitë .

Commentë [PEBl]: Qu'entendez-vous par fëdëralisme
9

Le fëdëralisme constitue I'un des principes
fondamentaux de I'ordre constitutionnel suisse. II peut
se dëfinir comme une forme particuliëre de rëpartition
des pouvoirs au sein de I'Etat, qui vise essentiellement
ä maintenir la diversitë dans I'unitë et ä rapprocher I'Etat
du citoyen

Concemant la mise en auvre de la motion CER-N, le prësent projet vise ä acconier un drvit
de consultation des comptes annuels des CP ä tout emplayeur et ä tout travailleur soumis ä
Line CCT ëtendue qui en fait la demande.

Le terme de "fëdëralisme" est trës large. En I'espëce, i
s'agit principalement du principe de la rëpartition des
compëtences entre les cantons et la Confëdëration qui
est violë
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Rapport explicatif

I Contexte

1.1 Nëcessitë d'agir et objectifs visës

Le projet de modification de la loi fëdërale du 28 septembre 1956 permettant d'ëtendre le
champ d'application de la convention collective de travail (LECCT1) denne suite aux mandats
que le Parlement a confiës au Conseil fëdëral en adoptant Ia motion 20.4738 Ettlin et la motion
21.3599 de la Commission de I'ëconomie et des redevances du Conseil national (CER-N),

Les motËons 20.4738 Ettlin et 21.3599 CER-N ayant ëtë adoptëes dans un intervalle rapprochë
et leur mise en euvre nëcessitant toutes deux une modification de la LECCT. iI a ëtë dëcidë
de proposer un projet commun de modification de loi. En exëcution de ces mandats, le Conseil
fëdëral met en consultation, sous la forme d'un avant-projet de loi, une proposition concemant
la mise en euvre de ces deux motions.

1.1.1 Motion 20.4738 Ettlin < Protëger le partenariat social contre des ingërences
discutables >

La motion Ettlin a ëtë adoptëe Ie 14 dëcembre 2022 par I'Assemblëe fëdërale. Suite ä I'adoption
de cette motion, le Conseil fëdëral a ëtë chargë de modifier la LECCT, de sorte que les clauses
d'une convention collective de travail (CCT) ëtendue qui concement le salaire minimum, le
13ë''’' mois de salaire et le droit aux vacances I'emportent sur le droit cantonal. Actuellement
une CCT ne doit rien contenir de contraire aux dispositions impëratives du droit fëdëral ou
cantonal. Nn si le prescriventCela est prëvu ä I'art. 358 de la loi fëdërale du 30 mars 1911
complëtant Ie code civil suisse (COD et ä I'art. 2, ch. 4, LECCT. La motion poursuit le–un but
contraire, ä savoir que les salaires minimaux prëvus dans les CCT ëtendues I'emportent sur le
droit cantonal

Uadoption de lois cantonales sur le salaire minimum, prëvalant sur les salaires minimaux rëglës
par une CCT ou une CCT ëtendue, oonstitue le contexte qui est ä t'oriqine de cette motion. Le
motionnaire estime que ces lois cantonales mettent ä rude öpreuvemal/en danqer le partenariat
social. Ä I'heure actuelle (ëtat : septembre 2023), cinq cantons (NE, JU, GE, Tl et BS) ont
adoptë une lci sur le salaire minimum. Cependant, seuls les cantons de Neuchätel et de
Genëve ont röglö prëvu que le salaire minimum cantonal I'emporte sur les salaires minimaux
prövus convenus dans les CCT ëtendues, pour autant quvil soit supërieur ä ces derniers. Les
cantons du Jura, du Tessin et de Bäle-Ville ont, quant ä eux, prëvurë@ la primautë des salaires
minimaux rëglës dans les CCT ëtendues. Cette problëmatique ne revët dës lors qu’une
importance relative. En principe, tes CCT et les salaires minimal1x canlonaux prëvus en matiëre
de politique sociale devraient poursuivre des objectËfs complëmentaires. et non contraires3,

Dans sa prise de position, ainsi que lors des dëbats parlementaires relatifs ä cette motion, le
Conseil fëdëral s'est prononGö contre son üdoptiona proposë de rejetef Ia motion car les lois
cantonales en matiëre de salaire minimum, lëgitimëes dëmocratiquement, reprö5entent unsont
@ droit cantonal que les cantons sant autQri8ös äont la compëtence d1-adopter comme en vedu
de la Constitution ä türe de mesure de politique sociale, ce qui a ëtë confirmë par le Fribunal
fëdëraF+

Commentë [PEB2j: Parler de oompëtence, plutöt que
d'-autorisation- ou alors reprendre le raisonnement
oomplet du TF sur les compëtences fëdërales et
cantonales en matiëre de droit du travail:

consid. 7.5.3: Les mesures consacrëes par la

lëg=raDon
modifiëe s'insërent, par consëquent. dans la
protectrice de droit public que les cantons

demeurent en principe autorisës ä adopter, en dëpit des
dispositions de droËt civil fëdëral relatives au travail
ainsi qu'en complëment aux mesures de droit public
fëdëral que consacrent Ia LTr et ses ordonnances

1
1 RS al.215.31 1
2 RS 220
IATF 143 1 403. cone<1. 7
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1.1.2 Motion 21.3599 CER-N e Transparence sur les moyens financiers des
commissions paritaires »

La motion CER-N a ëtë adoptëe par les Chambres fëdërales Ie I" juin 2022. EIle demande,
premiërement, que le Conseil fëdëral prenne les mesures nëcessaires pour que les
cÖmmissions paritaires (CP) des CCT ëtendues soient tenues de publier leurs rapports annuels
comptables concernant les contributions aux frais d’exëcution des CCT. Deuxiëmement, la
motion requiert que les CP soient tenues de rendre des comptes sur Ie but des moyens ä
disposition dans Ie capital du fond et sur leur utilisation. Troisiëmement, eIle demande que le
Secrëtariat d'Ëtat ä l’ëconomËe (SECO) puisse confier l’audit financier au Contröle fëdëral des
ftnances (CDF) ou ä d’autres expeRs.

Les parties ä une CCT prëvoient souvent des dispositions qui obligent les employeurs et les
travailleurs soumis ä la convention ä verser des contributions ä des institutions ou caisses
communes aux parties. L'organisation de ces institutions et caisses ainsi que leur gestion est
assurëe par les organes d'exëcution commune dësignës par les parties contractantes. En
pratique, ces organes d'exëcution commune sont les CP qui gërent ces contributions en leur
qualitë d’organe d’exëcution de la CCT, d’oEl l’utiIËsation des termes de < commissions
paritaires > dans ce rapport,

Les deuxiëme et troisiëme demandes sont dëjä satisfaites. En efFet, concernant la deuxiëme
demande, les CP des CCT fëdërales ëtendues sont tenues de remettre leur comptabilitë sur
les contributions aux frais d’exëcution des CCT chaque annëe au SECO, sur la base des art,
3 et 5, al. 2, LECCT. Le SECO, en sa qualitë d’autoritë de surveillance en la matiëre, vërifie
que ces contributions soient gërëes et utilisëes conformëment ä ses directives relatives aux
contributions5. S’agissant de la troisiëme demande, le SECO a ëtë auditë par le CDF en dëbut
d’annëe 2023 sur ses täches relatives ä la surveillance financiëre ä l’ëgard des CP. Dans son
rapport d’audit6. le CDF recommande au SECO de charger les CP de faire vërifier et confirmer
par leur organe de rëvision Ie respect des directives sur les contributions, en plus du contröle
des comptes annueËs. Le SECO a acceptë +e&ces recommandations et les mettra en @uvre

En rapport avec la premiëre demande, iI n’existe actuellement aucune disposition lëgale qui
oblige les CP ä publier leurs comptes annuels relatifs aux contributions. II est toutefois possible
pour tout tiers qui en fait la demande ëcrite auprës du SECO de consulter ces comptes sans
devoirjustifier d’un intërët particulier et en se fondant sur la loi fëdërale du 17 dëcembre 2004
sur le principe de la transparence dans I'administration (LTrans7). La LTrans vise ä promouvoir
la transparence notamment quant ä l’activitë de 1’administration. Ä cette fin, eIle contribue ä
1’information du public en garantissant l’accës aux documents officiels. Le SECO n’ëtablit pas
lui-mëme ces rapports annuels comptables mais les regoit des CP de par sa qualitë d’autoritë
de surveillance en la matiëre. Cette possibilitë prësente nëanmoins plusieurs limites ou
inconvënients. Tout d’abord, iI y a lieu d’adresser la demande au SECO, et non directement
aux organes de gestion des contributions que sont les CP qui disposent, contrairement au
SECO, en tout temps de l’intëgralitë des documents comptables et qui connaissent de faQon
approfondie leur comptabilitë. Ensuite, cette consultation peut ëtre payante suivant les
circonstances. En outre, ce moyen de consultation par l’intermëdiaire du SECO n’est pas
forcëment connu. Enfin, une teIle demande exige la consultation des CP qui ont un droit d’ëtre
entendu et qui peuvent s’opposer ä la remise des documents. C’est donc une procëdure qui
peut durer

5 Les direcüves relaüves aux contributions peuvent ëtro consuttëes sur Ie site du SECO ä I'adresse suivante : www.seco.admin.ch > Ubre
circulation des personnes et Relations du travail > Conventions collectives de travail > Convenüons collecüves de travail Confëdëraüon
6 La date du rapport d'audtt sera prëcisëo une fols qu'll sera dëfinitif.
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l.2 Solutions ëtudiëes et so+u++orbvariantes retenues

1.2.1 En tien avec la mise en euvre de la motion 20.4738 Ettlin

La motion vise les clauses d'une CCT ëtendue qui concement le salaire minimum, le 13ë'ne
mois de salaire et le droit aux vacances. II est important de souligner que les cantons n’ont pas
la compëtence d'ëdicter des rëgles relatives aux vacances ou au 13ë'-' mois de salaire, la
lëgislation dans Ie domaine du droit civil relevant de la compëtence de la Confëdëration en
vertu de 1’art. 122, al. 1 de la Constitution fëdërale du 18 avril 1999 (Cst.8). Le Conseil fëdëral
a donc ëtudië diffërentes propositions de mise en @uvre qui ne concement que le salaire
minimum. ,Dans ce chapitre, iI les explique et präsente les arguments qui Ie pau$sent ä
proposer teIle ou teIle solutionl Commentë [PEB3]: Le Conseil fëdëral n'est pas

-poussë ä proposer"
D'une maniëre gënërale dans la prësentation du rapport
explicatif, iI convient de ne pas laisser entendre que le
CF soutient la proposiüon. Un projet a ëtë ëlaborë, ann
de mettre en auvre Ia motion acceptëe par le
Parlement. Le CF demande au Padement de le rejeter.

Modification de 1’article 2 LECCT : Primautë des salaires minimaux rëglës dans les CCT
ëtendues

Cette proposition de mise en euvre consiste ä modifier I'arI, 2 LECCT, en y ajoutant un
nouveau chiffre 4l;Ë;complëtant Ie chiffre 4, pour qu'il soit dësormais possible d'ëtendre les
clauses de CCT qui prëvoient des salaires minimaux infërieurs ä ceux rëglës dans les lois
cantonales. ,11 serait alors possible, par un arrëtë d'extension de l’autoritë compëtente, de
donner la primautë ä une clause d’une CCT qui prëvoit un salaire minimum plus bas qu'un
salaire minimum fixë par un canton’, Commentë [PEB4]: Je ne comprends pas trës bien ce

mëcanisme. Pourriez-vous prëciser votre rënexion ?
II convient de prëciser que la LECCT s'applique aussi bien aux CCT fëdërales que cantonales,
Les cantons sont par consëquent ëgalement concernës par la prësente modification, Est4e que I'extension de la CCT permet de donner la

primautë ä une clause de la CCT sur une loi cantonale
?

Une teIle modification de la LECCT selon Ia pK>position de llauteur de la motion est toutefoi$
difficilement envisagcablecontraire ä la Constitution. Donner la primautë aux salaires minimaux
rëglës dans les CCT ëtendues sur les lois cantonales en la matiëre est en effet problëmatique
du point de vue de la–rëpadition des compëtences entre les cantons et la
Confëdërationd6mocratio et.du födörali$me, principe6 garantis par la Constitution födörale. Les
cantons sont en effet compëtents, selon Ie Tribunal fëdëral, pour adopter des mesures de
politique sociale en matiëre de droit du travail. De plus, le but de la motion est problëmatique
du point de vue de la hiërarchie des normes, un arrëtë d’extension ëtant de rang infërieur ä
une lot cantonale (cf. point 6.1).

Est-ce que Ie TF jugerait diffëremment Ie cas
neuchätelois en prësence d'une teIle disposition ?

Dans I'arrët du TF. le canton de NE a introduit un
salaire minimum. Dans leur recours. les recourants font
valoir notamment la violation du principe de la primautë
du droit fëdëral, ëtant donnë que I'applicaüon de la
LECCT serait entravëe par de teIles lois cantonales.
Selon Ie TF, les cantons sant compëtents ä prendre des
mesures de poliüque sodale pour la protection des
travailleurs,

Le projet de modification de I'art. 2 LECCT est r6alisable dan 5 Ia mesure oEl iI remplit Ie but de Consid. 7.7: On ajoutera, de fagon plus gënërale, que
Lapplicaüon d'un contrat individuel de travail, d'une
CCT, voire du salaire usuel ne fait pas obstade ä ce
qu'un canton dëfinisse, ä la maniëre d'un filet de
sëcuritë, une limite salariale en-det,8 de laquelle
I'employë ne saurait ëtre rëmunërë,

Reste encore ouverte la question de la rövision de I'ürt, 358 CO, La motion vi5e principalement
la LËCCT mais eIle conceme ögalement I'art. 358 CO, qui prëvoit notamment que le droit
impöratif de la Confödëration et des cantons l’emporte sur la ecT.

Question de la nëcessitë d'une rëvision de I'art. 358 CO
Le fait qu'une CCT seit ëtendue (mëme si eIle est
contraire au droit cantonal) ferait obstacle ä I'applicaüon
d'une loi cantonale ?

L'art. 358 CO prëvoit la pämautë du droit impëratif fëdëral et cantonal sur la convention
collective. ä I'exception toutefois de rëq les plus favorables au travailleur, Cette disposition
institue ainsi ëqalement le principe de faveur, ëlëment important de la hiërarchie des normes
en droit du travail. Fargument en faveur d'une rëvision de I'art. 358 CO est le fait que 1’art. 2,
ch. 4, LECCT a ötö repris de cet article9est lië ä cette disposition qui y est citëe. Son contenu
döcoule darIO de I'art. 358 CO.

Contre une re:vision du CO, les arguments sont les
une rëvision du CO. [Yabord, I'art. 358 CO a LIne podëe qënërale qui dëpasse Ie point traitë

$uivantsPlusieurs arquments paFtent contre

1
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par la motion et n'est donc pas approprië pour la modification visëe. Ensuite, iI est important
de rappeler que I'art. 358 COcette disposition concerne les CCT en gënëral et ne se limite pas
aux CCT ëtendues. D'une partPar consëquent, touteune modification de cet article s'avëre
inadëquate, sans limiter D'une part, ne pas iimiter I'exception aux CCT ëtendues paraTt
difficilement envisageableexciu, En effet, iI serait alors possible de conclure n'importe quelle
CCT pour pouvoir dëroger au salaire minimum cantonal, ce qui viclerait totalement de leur
substance les lois cantonales et irait de toute maniëre au-delä debutdu mandat de la motion
qui vise les CCT ëtendues. D'autre part, insërer ä I'art. 358 CO la possibilitë de dëroger au droit
cantonal pour les clauses de CCT ëtendues uniquement constituerait un corps ötranger dans
Ie COirait ä I'encontre de I'ëconomie qënërale de cette disposition et des principes qënëraux
en droit des obliqations. En effet, 1’art. 19. al. 1, CO prëvoit que la libertë de dëterminer l’objet
d'un contrat doit se faire dans les limites de la lci, i'art. 19, al. 2, CO excluant le5conventions
des parties lorsque la loi ëdicte des rëqles de droit strict., Ene,uite,Pour toutes ces raisons et
comme Ia motion se concentre clairement sur les CCT ëtendues aua++eau+ëdë€alet vise la
LECCT, c'est cette lci qui doit ëtre modifiëe. . C'est la LËCCT, en tant que loi spëciale, car eIle
quËrëgle les conditions et les effets de I'extension de CCT.

Au vu des ëlëments exposës ci-dessus, la modification de I'art, 2 LËCCT sans rövision du CO
. Getto4Ue
proposition de mise en euvre permet de ne pas changer Ia situation juridique de base, soit
qu'une CCT ne peut pas dëroger au droit impëratif cantonal conformëment aux art. 358 CO et
2, ch. 4, LECCT. Cc)pendant, en dörogation ä ce 8 dcIUX articles, iI est dö80rmai8 po$sible , aye3c
Gene solution, dlötendre les clauses dlune ceT qui prövoient des 5alain s minimaux införieur5
au Gal(lire minimum rög16 donG les loi8 cantonales . Par Gonsöquent, clans co contexte, les
clause5 des OCT ötendues sur le salaire minimum priment le droit Gantonal.

Classement de la motion pour impossibilitë juridique

II a ëgalement ëtë examinë Ia possibilitë de classer Ia motion au moyen d’un rapport ad hoc,
au motif qu'il n'est juridiquement pas possible de la mettre en auvre, conformëment ä I'art.
122, al. 3, let. a de la loi du 13 dëcembre 2002 sur I'Assemblëe fëdërale (LParllo)

La proposition de classer Ia motion est motivëe par le fait que son but est problömatique
contraire ä plusieurs principes fondamentaux de !'ordre juridique. notamment au regard de la
döm06ratie et ledu födöralicme, principes garantis par la Constitution fëdërale, et que, de ce
fait, so prösentent deG inGertitudes quant a la po$sibilitö de meHre en CDuvre Ia motion de
manie)re corTeGte sur Ie plan Gonstitutionnelsa mise en oeuvre de maniëre compatible avec la
Constitution est incertaine voire impossiblen’est pas possibie (cf. point 6.1)

Cependant, ces problëmatiques ont ëtë discutëes par le Parlement dans le cadre des dëbats
relatifs ä la motion. En adoptant Ia motion, le Parlement a fait son choix en connaissance de
cause. Par consëquent, bien que le Conseil fëdëral soit opposë ä une teIle modification, iI est
d'avis qu'il ect pertinent de soumettresoumet au Parlement un projet de modification de loi

Modification de la Constitution

La motion EUtin vise ä ce que les salaires miniFnaux fixës au niveau cantonal ne soient pas
appiicableë lorsque Ie champ d'application d'une CCT a ëtë ëterldue par le ConseiË fëdëral. II
en rësu:te que les salaires minimaux prëvus par la CCT ëtendue primerait le salaire minimum
fixë par le droit cantonal.

Une mise en euvre de la motion au niveau de la LECCT ou du CO est contraire ä la
Constitution et, en particulier, ä la rëpartition des compëtences entre les cantons et la
Confëdëration dans Ie domaine du droit du travail
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La rëpartition des compëtences entre tes cantons et la Confëdëratian en matiëre de droit du
travail est rëqlëe ä 1'art, 110 Cst, pour le droit public et ä I'art. 122 Cst. pour le droit civil (ATF
143 1 403. consid, 7,2), Les mesures prescrivant un salaire minimum poursuivant un objectif
prëpondërant de politique sociale s'insërent dans la lëqislation protectrice de droit public que
les cantons demeurent en principe autoäsës ä adopter, en dëpit des dispositËons de droit civil
fëdëral relatives au travaii, ainsi qu'en complëment aux mesures de droit public fëdëraË que
consacrent Ia LTr et ses ordonnances. Le Tribunal fëdëral souliqne ëqalement la
complëmentaritë de teIles dispositions cantonates et des CCT : le filet de sëcuritë n'est pas
appelë ä remplacer Ia table des nëqociations collectives. mais ä la complëter (CR Cst-Martenet,
Dubey, n, 13-14 ad art. 110}. La mise en muvre de la motion Ettlin, qui vise ä faire primer les
CCT ëtendues sur le droit can{onal, viole donc la rëpartition des compëtences entre les cantons
et la Confëdëration. Les compëtenoes cantonales en matiëre de politique sociale seraient
niëes

Une teIle vËolation a dëjä ëtë relevëe par le ConseËI fëclëral dans sa rëponse ä la motion. dans
laquelle il relëve que "la motion fait obstacle ä la compëtence accordëe par la Constitution aux
cantons d'intervenir dans Ie domaine de la poiitique sociale et de fixer des salaires minimaux ä
ce titre". 11 condut de la maniëre suivante : "En rëalisant I'objectif de i’auteur de la motion, le
lëqislateur fëdëral viderait de leur contenu la volontë populaire au niveau cantonal et irait ä
l'encontre des principes du fëdëralisme et de I'ordre constitutionnel des compëtences".

Au vu de ce qui prëcëde. seti 1e une modification de la Constitution permettrait de mettre en
@uvre Ia motion Ett lin de maniëre cohërente avec I'ordre juädique suisse. Line teIle aReinte
aux compëtences cantonales clans ce domaine doit ëtre introduite directement dans la
Constitution

Par consëquent, Line solution conforme ä la Constitution serait d'introduire un nouvel alinëa
2bis ä I'art. 110 Cst., qui aurait la teneur suivante :

al. 2 bis Les dispositions d’une convention collecti\'e de tra\;ail ëtendue relatives au salaire minimum
I'emportent sur le droit cantonal.

Cette modification constitutionneile aurail pour consëquence une modification de I'art. 358 CO,
qui vise cependant toutes les CCT, et non pas seulement les CCT ëtendues. Selon l'art. 358
CO. le droit impëratif de la Confëdëration et des cantons l’empoRe sur la convention ; toutefois.
les dëroqations stipulëes en faveur des travailleurs sont vatables, ä moins que le droit impëratif
ne s’y oppose expressëment, 11 faudrait dës lors y ajouter une exception dont Ie champ
d'appliaation se limiterait. d’une part. aux setIles conventions ëtendues et. d’autre part. aux
disposiltons relatives au salaire minimum. Un alinëa 2 pourrait ëtre introduit de la maniëre
suivante

al. 2 Les dispositions d’une convention cotlective de travail ëtendue au sens de la loi permettant d'ëtendre
ie champ dappiication de la convention coiiective de aavail relatives au salaire minimum l’elnpoHe sur
le droit imIßratifcantonal.

L'art. 2 ch, 4 LECCT prescrit que la convention ne doit pas violer I'ëqalitë devant Ia lci ni den
contenir de contraire aux dispositions impëratives du droit fëdëral ou cantonal. sous rëserve de
1’art. 3539-a* jactueilement art' 3581 du code des obliqations. 11 ressort de cette disposition que
les conventions coËlectives contraire au droit cantonal impëratif ne devrait pas ëtre ëtendue. A
Fa lumiëre du nouvel article constitutionnel, une CCT dëroqeant ä des dispositions cantonales
en matiëre de salaire minimum devra pouvoir ëtre ëtendue. sans qu’une modification de la
LECCT ne soit nëcessaire

Comme indiquë, une teIle solution permettrait de meHre en @uvre Ia motion d'une maniëre
conforme ä I'ordre juädique suisse. en introduisant directement dans la Constitution tIne
exception aux compëtences cantonales en matiëre de politic;ue sociale dans Ie domaine du

9/ 1 7



droit du travail. Le Conseil fëdëral est toutefois opposë ä la mise en @uvre d'une teIle
modification de la Constitution. 11 considëre qu'il serait dommaqeable de porter atteinte ainsi
aux compëtences cantonales dans Ie domaine de politique sociale au vu de I'importance
relative de la probiëmatique soulevëe au niveau national. En outre, comme I'indique Ie Tribunal
fëdëral dans I'arrët qui a donnë lieu ä ceKe motion, les saiaires minimaux fixës dans les CCT
et les saiaires minimaux cantonaux prëvus dans un but de politique sociale pour lutter contre
la pauvretë devraient poursuivre des objectifs complëmentaires et non contraires“.
Contrairement ä ce qu'indique l’auteur de la motion. le partenariat social n’est pas mis ä mal
par Ie respect des compëtences cantonales limitëes au seul objectif de politique sociale.

Sotutier++e+enueVariantes retenues

Le Conseil fëdëral propose a ëlaborë deux variantes

La premiëre variante consiste en la –mise en @uvre conformëment ä la volontö du
motionnairedemande de la motion, soit la modification de FbrË41a LECCT. +He Conseil fëdëral
demandeËa toutefois au Parlement de ne pas approuver ce projet, en raison des nombreuses
problëmatiques soulevëes, notamment du point de vue de la constitutionnalitë et du
födëralisme. II reviendra, par con6öquent, au Parlement de dëcidor $'il $ouhaite effectivement
modifier I'art. 2 LËCCT et iI pourra, pour cela, se baser sur un projet de loi concret.

La deuxiëme variante consiste en I'introduction clans la Constitution d'une exception aux
compëtences des cantons en matiëre de politique sociale. Pour les raisons invoquëes ci-
dessus. I'introduction d'une modi 8cation de la rëpartition des compëtences entre les cantons
et la Confëdëration n’est pas souhaitab Ie. EIle n'est pas non plus nëcessaire pour protëqer le
partenariat social, qui n'est pas mis ä mal par de tel:es dispositions cantonales prises de
maniëre ponctuelle.

1.2.2 En lien avec la mise en euvre de la motion 21.3599 CER-N

La motion demande ä ce que les rapports annuels comptables des CP soient publiës
Diffërentes propositions de mise en @uvre ont ëtë ëtudiëes pour publier ces rapports annuels
comptables mais aussi une variante accordant un droit de consultation aux personnes
directement intëressëes

Obliqation de publier les comptes annuels des CP par une modification de la LECCT

II a ëtë examinë s'il ëtait possible, par une modification lëgale, d'obliger les CP ä publier leurs
comptes annuels. Cette proposition rëpondrait littëralement ä la demande de la motIon.

1
Cependant, une teIle proposition de mise en euvre est problëmatique car eIle pourrait porter
atteinte ä plusieurs principes constitutionnels mentionn6s ci aprö5 et ce, pour les raisons
suivantes :

Le principe de la libertë ëconomique qui est rëglë ä 1’art. 27 Cst. comprend, parmi ses
difFërentes composantes, la libre organisation des rapports d’entreprise. Or, le fait d’obliger les
CP ä publier leurs comptes annuels est suscepttble de les restreindre dans leur libertë de
s’organiser.

1
Qu’iI y ait une atteinte ou non ä la libertë ëconomique, cette obligation doit rëpondre ä un intërët
public et ëtre proportionnjeeBe, conformëment ä 1’art. 5, al. 2, Cst.. Se pose dës lors la question
de savoir si Ie grand public fait partie des groupes d'intërëts qui ont effectivement besoin
d'informations sur la marche des affaires d’une CP pour exercer certains droits. L’extension
des CCT ne concerne qu’un cercle de personnes dëterminëes, soit les employeurs et les
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travailleurs soumis aux CCT ëtendues. La divulgation de ces comptes annuels au-delä de ce
cercle de personnes prësenterait le risque de donner un accës ä des gens n’ayant aucun lien
avec les CCT ëtendues. De plus, iI sied de relever que le droit des sociëtës ne prëvoit pas
d’obligation gënërale de rendre les comptes annuels accessibles aux tiers. Ce principe n'est
trünsgressö l’objet d'exceptions que de maniëre isolëe, comme par exemple pour les sociëtës
dont les titres de participation sont cotës en bourse (art. 958e, al. 1, CO).

1

Le Conseil fëdëral estime que Ie public en gënëral n’a pas ä savoir comment les CP utilisent
leurs fonds et tient ä souligner qu’iI existe des instances de contröle prëvues par la LECCT
pour vërifier la rëgularitë de la gestion des contributions. La proportionnalitë exige notamment
que, parmi l’ensemble des mesures aptes ä atteindre Ie but d’intërët public, ce soit celle qui
porte le moËns atteinte aux intërëts privës opposës ä l’intërët public qu’eIle poursuit. Or, le
Conseil fëdëral est d’avis que cette proposition n’est pas celle qui lëse le moins les intërëts des
CP et que d’autres mesures moins incisives seraient plus appropriëes,

Le Conseil fëdëral est d'avis qu'une obligation lëgale de publier les comptes annuels, teIle
qu'exposëe ci-dessus, n'est pas rëalisable et n'a pas donnë suite ä cette proposition.

ObliFiation de publier les comptes annuels des CP par une modification des arrëtës
d’extension du champ d’application des CCT fëdërales

La possibilitë d’intëgrer une dause dans les arrëtës d’extension qui oblige les CP des CCT
fëdërales ëtendues ä publier leurs comptes annuels a ëgalement ëtë ëtudiëe. Pour instituer
une obligation d’LIne teIle importance, iI y a lieu de pouvoir se fonder sur une disposition de la
LECCT. Or, aprës examen, cette obligation ne peut ëtre infërëe d’aucune disposition actuelle
de la LECCT. ;Un autre inconvënient est que seules les CP de ceT fëdërales seraient tenues
ä cette obligation de publicalion, les CP de CCT cantonales ne pouvant ëtre astreintes ä une
teIle obligation que par des arrëtës d’extension dëcrëtës par les cantons qui sont compëtents
en la matiëre.!Ayyy_gRQ9__gU_prëQë_cl9.gHte prop9§ition doit ëtre ëcartëe. Commentë [PEBS]: La LECCT s'applique aux CCT

fëdërales et cantonales. Pourquoi il ne serait pas
possible de prëvoir cette obligation pour les CCT
fëdërales et cantonales ?Accord ëcrit des CP de publier volontairement leurs comptes annuels

Le Conseil fëdëral a ëgalement examinë la possibilitë pour les CP des CCT ëtendues de signer
un accord ëcrit par lequel elles s'engagent ä publier volontairement leurs comptes annuels sur
leur site intemet ou sur Ie site internet de l’une des associations contractantes ä la CCT si elles
n’en ont pas

II est ä noter que cedaines CP publient dëjä leuß comptes annuels. En effet, en 2021, sur 36
CCT fëdërales ëtendues, 8 CP publiaient dëjä leurs comptes annuels sur leur site internet. 11
s’agit notamment de la CCT du secteur principal de la construction, de la CCT pour la branche
du travail temporaire et la CCNT pour les hötels, restaurants et cafës qui sont des CCT couvrant
un grand nombre d’employeurs et de travailleurs

Le Conseil fëdëral n'a toutefois pas donnë suite ä cette proposition, dans la mesure oü il
n'existe aucune base lëgale ni de possibilitës de sanctions, si une CP ne respecte pas son
engagement ëcrit. En outre, ëtant donnë les trës nombreuses CP cantonales et fëdërales, la
mise en euvre de cette proposition prësente des incertitudes.

Droit de consultation des comptes annuels pour les emploveurs et travailleurs soumis
ä une acT ëtendue par une modification de la LECCT

Cette proposition de mise en euvre consiste ä modi 6er 1’art. 5 LECCT en y ajoutant deux
alinëas qui visent ä accorder un droit de consultation des comptes annuels des CP ä tout
employeur et ä tout travailleur soumis ä une CCT ëtendue qui en fait la demande.
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Une teIle proposition respecte la libertë ëconomique. l’intërët public et la proportionnalitë dans
la mesure oel seules les personnes directement intëressëes, ä savoir les employeurs et les
travailleurs qui paient des contributions bënëficieraËent de ce droit de consultation des comptes.
Le grand public n’y aurait pas droit.

II rësulte de cette proposition une disposition spëcifique et visible dans la LECCT accordant un
droit de consultation gratuit aux employeurs et travailleurs soumis ä une CCT ëtendue. Ces
personnes pourraient s’adresser directement ä la CP de la CCT ä laquelle elles sont soumises,
et non comme aujourd’hui, indirectement aux autoritës en charge de l’extension en dëposant
une demande fondëe sur la LTrans avec les inconvënients citës au point 1.1.2. Elles ent un
besoin lëgitime de savoir comment les contributions dont elles s’acquittent sont utilisëes. II est
dës lors nëcessaire qu’elles puissent bënëficier d’un droit de consultation des comptabilitës
des CP qui soit connu, simple et gratuit, critëres que cette proposition remplit, contrairement
au droit de consultation de la LTrans

Toute autre personne que les travailleurs et employeurs soumis ä une CCT ëtendue
conserverait la possibilitë d’adresser une demande d’accës aux comptes d’une CP ä l’autoritë
en charge de l’extension de la CCT concernë sur la base et seIen la procëdure de la LTrans

Solution retenue

Le Conseil fëdëral propose de mettre en @uvre Ia motion en introduisant deux nouveaux
alinëas ä 1’art. 5 LECCT qui prëvoient un droit de consultation des comptes annuels des CP
pour les employeurs et travailleurs soumis ä une CCT ëtendue qui paient des contributions
(derniëre proposition ëtudiëe)

1.3 Classement d’interventions parlementaires

Le prësent projet de modification de la LECCT permet de classer Ia motion 20.4738 Ettlin
< Protëger le partenariat social contre des ingërences discutables > et la motion 21.3599
CER-N < Transparence sur les moyens financiers des commissions paritaires >

2 Comparaison avec le droit ëtranger, notamment europëen

Le projet n'a pas de rapport particulier avec le droit de I'Union ëuropëennd, Commentë [ZBB6]: 11 y a une directive europëenne
rëcente sur le salaire minimum (2022/2041), eIle
pourrait ëtre citëe. EIle prëvoit que les salaires
minimums doivent ëtre "adëquats" et vise ä lutter contre
la pauvretë au travailleur. D'une part I'idëe de la motion
contredit Ie but de la directive vu qu'elle veut permettre
de salaires nëgociës qui sont en dessous du minimum
vital D'autre part, la directive admet la fixaüon des
salaires -adëquats- par des mëcanismes de nëgociation
collective

3 Prësentaüon du projet

3.1 Rëglementation proposëe

En vue de la mise en (DUvre de la motion Ettlin, le Conseil föd6ral propose dvajouter un nouveau
chiffre ä I'art. 2 LECCT. Ce chiffre serait a}outë permettant d'ëtendre les clauses de CCT qu
prëvoient des salaires minimaux infërieurs ä ceux rëglës dans les lois cantonales

Pour la mise en euvre de la motion CER-N, le Conseil fëdëral propose d'ajouter deux
nouveaux alinëas ä 1’art. 5 LECCT qui accordent un droit de consultation des comptes annuels
des CP. Tout employeur et tout travailleursoumis ä LIne CCT ëtendue qui paie des contributions
peut en faire la demande ä la CP de la branche concernëe

3.2 Mise en euvre de la motion 20.4738 Ettlin

II convient de rappeler que la LECCT s'applique aussi bien aux CCT fëdërales que cantonales,
Les cantons sont par consëquent ëgalement concernës par la mise en @uvre de la prësente
modification
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Cette modification aurait des rëpercussions sur les procëdures d’extension au niveau national,
comme au niveau cantonal. A I'avenir, les autoritës d'extension pounaient prononcer
I'extension du champ d'appIËcation de clauses fixant des salaires minimaux mëme si elles
contreviennent ä un salaire minimum cantonal. Ceci est problëmatique dans la mesure oEl,
dans certains cantons, les champs d'application des lois cantonales prëvoient que les salaires
minimaux cantonaux priment s'ils sont plus ëlevës. Par consëquent, iI y aurait deux lois
parallëles qui se contrediraient, ce qui pourrait ëtre difficile ä comprendre pour les entreprises
et les travailleurs. En effet, ä la lecture de la loi cantonale, un travailleur pourrait penser ä tort
qu'il a droit au salaire rëglë dans cette loi. 11 en rësulterait alors une situation complexe qui ne
favoriserait pas la sëcuritë juridique. Les chapitres sur la constitutionnalitë et les consëquences
pour les cantons expliquent en dëtail pourquoi le projet est problëmatique. Cela se rëpercute
ëgalement au niveau de la mise en @uvre

4 Commentaire des dispositions

Art. 2, ch. 4bi=

L'art. 2, ch. 4, LECCT rëgle les conditions d'extension d’une CCT et prëvoit notamment que
I'extension ne peut ëtre prononcëe que si la CCT ne contient Hen de contraire aux dispositions
impëratives du droit fëdëral ou cantonal,

Le ch. 4ti= est par consëquent une exception ä cette rëgle, En effet, ce nouveau chiffre prëvoit
la possibilitë d'ëtendre les cËauses de CCT qui rëglent des sataires minimaux infërieurs aux
salaires minimaux fixës par les lois cantonales. Cela signifie que les parties contractantes ä la
CCT peuvent nëgocier un salaire minimurri infërieur ä celui frxë par une loi cantonale en la
matiëre. Les parties contractantes peuvent ensuite demander ä I'autoritë compëtente
I'extension de ces clauses relatives au salaire minimum pour qu'elles s'appliquent. Une fois
ëtendues, ces clauses priment le droit cantonaT en la matiëre.

Art. 5, al. 3 ef 4

Al. 3 .'

Les organes d’exëcution commune au sens de 1’art. 357b, al. 1, let. b, CO sont trës
gënëralement les commissions paritaires. En effet, ce sont elles, dans la pratique aujourd’hui,
qui veillent ä la bonne application des CCT et qui sont habilitëes ä prëlever et utiliser les
contributions aux frais d’exëcution. Pour suivre la logique de la loi, iI a ëtë utilisë :les termes
< d'organes d'exëcution commune » tirës de 1’art. 357b, al. 1, let. b, CO :auquel les art. 3, al. 1
et 5, al. 2, LECCT relatifs aux organes en charge de la gestion des contributions et ä leur
surveillance renvoient.

Commentë [PEB7]: Le lerne
commune- ne ressort du

Par consëquent, la mise en muvre de ce droit de consultation incombe aux CP qui doivent
remettre gratuitement leurs comptes annuels sur les contributions aux employeurs et
travailleurs soumis aux CCT ëtendues qui en font la demande. Ces demiers n’ont pas ä motiver
leur demande dans la mesure oEl, en tant que dëbiteurs de ces contributions, leur intërët ä
pouvoir consulter ces comptes est ëvident. Ils regoivent une copie des comptes annuels (par
poste ou par e-mail au choix de la CP)

Les CP qui publient leurs comptes annuels sur leur site internet ne sont pas tenues d'accorder
en plus un droit de consultation.

En cas de litige en la matiëre, ce sont les tribunaux civils qui sont compëtents pour le trancher.

Al. 4
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L’alinëa 4 dëfËnit de quels documents les comptes annuels dëtaillës des CP sant composës en
se basant sur 1’art. 958 CO relatif ä la prësentation des comptes de la comptabilitë commerciale
II s’agit du bilan, du compte de rësultat et de l’annexe,

5 Consëquences

5.1 Consëquences pour la Confëdëration

Le projet n'a aucune consëquence.pour la Confëdëration, ni sur Ie plan financier ni en matiëre
de personnel

5.2 Consëquences pOUF les cantons et les Gommune$, ain si que pour les
centre 8 urbain8, les agglom6rations et les rëgion$ de montagne

La modification de loi relative ä la mise en CDuvre de la motion Ettlin a des Gonsöquences en
matiöre de Gouverainetö pour les canton6, en particulier pour ceux qui ont fixö un salaire
minimum cantonalva ä l’encontre de la rëpartition des compëtences entre la Confëdëration et
les cantons en matiëre de droit du travail. En effet, cette modification permet d’ëtendre une
clause d’LIne CCT qui prëvoit un salaire minimum plus basinfërieur au qu’un salaire minimum

vote de con86quence, porto atteinte ö sa souverainetö.

En revanche, eIle n’a aucune consëquence sur les finances ou le personnel des cantons

5.3 Consëquences ëconomiques

5.3.1 Consëquences ëconomiques de la motion 20.4738 Ettlin

La modification de loi relative ä la mise en @uvre de la motion Ettlin pourrait avoir des
consëquences ëconomiques pour les travailleurs. ThöoFiquement, il pouITait y avoir le risque
que ces dernier€, voient leur salaireLes salaires de ces derniers pourraient ëtre rëduit, en
particulier dans les branches de I'hötellerie-restauration, du nettoyage, et des coiffeurs, oü les
salaires minimaux prëvus dans b–les CCT sont gënëralement infërieurs au salaire minimum
döfini fixë dans les lois cantonales.

5.3.2 Consëquences ëconomiques de la motion 21.3599 CER-N

La modification de lot relative ä la mise en @uvre de la motion CER-N a des consëquences
ëconomiques pour les acteurs ëconomiques suivants :

Les CP

Les CP des CCT ëtendues doivent accorder un droit de consultatËon de leurs comptes annuels
aux employeurs et travailleurs soumis aux CCT ëtendues. Cette obligation nouvelle va
engendrer pour elles Line charge administrative supplëmentaire qui aura un coüt en termes de
personnel. Ces coüts sont difficiles ä estimer dans la mesure oEl ils dëpendent notamment du
nombre de demandes de consultation qui peut ëvidemment fluctuer d’une annëe ä l’autre.
Cependant, ils ne devraient pas ëtre trës ëlevës puisqu’iI s’agirait, en principe, d’envoyer ces
comptes annuels simplement par un courriel adressë au demandeur. Cette charge
administrative suppËëmentaire ne doit pas justifier une hausse des contributions aux frais
d'exëcution pour ce motif. 11 y a lieu de prëciser que les CP qui publient Ëeurs comptes annuels
n'auront pas ä supporter de coüts supplëmentaires

Les employeurs et les travailleurs
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Le droit de consultation des comptes annuels des CP favorise indirectement une utilisation plus
adëquate des contributions aux frais d’exëcution et une constitution plus appropriëe de
rëserves financiëres.

De maniëre plus gënërale, ce droit de consultation favorise indirectement une exëcution
efficiente des CCT, contribuant ainsi ä I'ëtablissement de conditions de travail uniformes et, par
voie de consëquence, ä I'attrait de la place ëconomique suisse.

6

6.1

Aspects juridiques

Constitutionnalitë

6.1.1 En lien avec Ia motion 20.4738 Ettlin

La rëpadition des compëtences entre la Confëdëration et les cantons en matiëre de droit du
travail dans le cadre duquel s’inscrit la problëmatique d'un salaire minimum rësulte de 1’art, 110
Cst. pour le droit public et de 1’art. 122 Cst. pour le droit civil, Les mesures prescrivant un salaire
minimum poursuivant un objectif prëpondërant de politique sociale s'insërent dans la lëqislation
protectrice de droit public que les cantons demeurent en päncipe autoHsës ä adopter. en dëpit
des disposttions de droit civil fëdëral relatives au {ravail. ainsi qu'en complëment aux mesures
de droit public fëdëral que consacrent Ia LTr et ses ordonnances. De teIles mesures ont pour
objectif de lutter contre la pauvretë et ne contreviennen{ dës lors pas ä la libertë ëconomique12.
La mise en oeuvre de la motion Ettlin, qui vise ä faire primer les CCT sur te droit cantonal. viole
la rëpartition des compëtences entre les cantons et la Confëdëration, principe qaranti par la
Constitution fëdërale

Les canton$ sant libres d'adopter des mesures de politique sociale, tant que la Confëdëration
n'a pas lögiförö en la matiöre, en vertu du principe de partage des comp6tences röglö ö I'art. 3
Cst. .

Le Tribunal fëdöral a en effet confirm6 celle compötence cantonale en concluant que I'adoption

avant tout ä lutter contre la pauvretö et qui est donc compatible avec le principe de la libert6
öconomique constitutionnelle et avec lc droËt födörat+3. Il 3 par consöquentjugö que les cantons
60nt autorisë8 ä löqiförerles lois cantonales en matiöre de salaire minimum reprë$entent un

41

nt darlc !öaitimëec nt. Au vu de ces
ö16ment$, iI ressort que la mise en euvre de la motion Ëttlin est prob16matique au regard deo'

la dëmocratie, prinGipes garantis por la Con$titution födöra Ie,

Commentë [ZBB8]: Faire Ie lien entre dëmocrabe et
vote populaire est rëducteur. Des lois votëes par un
Padement sont aussi Jëgiümëes dëmocrabquement.

La mise en oeuvre de la motion va ëgalement ä I'encontre du principe constitutionnel de la
hiörarchie des normeslëqalitë, qui döcoule deconsacrë ä llart. 5, al, 1, Cst.14, 11 en dëcoule leGe
principe de la hiërarchie des normes selon lequel veut qu'un acte de rang infërieur respecte
doit respecter les actes de rang supërieur15. Une CCT est un contrat conclu entre des
associations privëes et I'extension de son champ d'application ne tui retire pas son statut
caractëre contraciuel de droit privë. La dëcision d’extension est un acte administratiP6, qui ne
fait pas de la CCT une loi. Du point de vue de la hËërarchie des normes, un arrëtë d’extension
est donc de rang infërieur ä une loi cantonale.

1 11 ATF 143 1 403
+3 Arröt du Tritxnal fi}döral (n 774/2014) du 21 jUIIet 2017
14 ATF 136 1 241. corskl. 2.5 ; V. MARTENET / J. DUBEY, Corrrnentäre romarxi, ConstürXItn ßcßrale. Prëambule .art BO CsI, p. 206
15 J .-F. AUBERT / P. MAHON, PeR eanmerfaire ch la Consthdion 1&ßräe ch la Corfë<ßrdim stissë dr 18 aw77 1999. 2003, p_'41 s
16 ATF 128 I1 13. corsid. Id

a mis en forme : Anglais (Ëtats-Unis)
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6.1.2 En lien avec Ia motion 21.3599 CER.N

Le projet de nouvelle disposition de la LECCT se fonde sur 1’art. 110, al. 1, let. d.. Cst. qui
dispose que la Confëdëration peut lëgifërer sur l’extension du champ d'application des
conventions collectives de travail.

Le principe de la libertë ëconomique garanti par 1’art. 27 Cst. est susceptible d’ëtre affectë par
cette nouvelle disposition. En effet, on peut y voir. dans le fait d’accorder un droit de
consultation des comptes concernant les contributions, une limitation pour les CP, d’exercer
librement leur activitë qui une est
Cependant, si limitation il devait y
plus, ce droit de consultation rëpond ä un besoin lëgitime de transparence ä l’ëgard des
employeurs et travailleurs soumis ä une CCT ëtendue qui paient ces contributions et qui, par
consëquent, ont le droit de savoir comment leur argent est gërë.

une des composantes garantles par la llberteëconomique.
avoirdevait avoir une Fatteintd. eIle serait Deu imDortante. De Commentë [PEB9]: S'il y a une atteinte ä la libertë

ëconomique, iI convient d'appliquer I'art. 36 Cst et se
demander si la restriction d'un droit fondamental est
fondëe sur une base lëgale, si eIle est justifiëe par un
intërët public et si eIle respecte le principe de la
proportionnalitë,
Nous vous demandons de procëder ä cette analyse de
maniëre plus dëtaillëe et systëmatique

En outre, ce droit de consultation respecte le principe de la proportionnalitë ancrë ä 1’art. 5, al.
2, Cst. dans la mesure oü il est nëcessaire et apte ä atteindre cet objectif de davantage de
transparence vis-ä-vis des employeurs et travailleurs susmentionnës et constitue, parm
1’ensemble des solutions ëtudiëes, celle qui porte le moins atteinte aux intërëts privës des CP

6.2 Compatibilitë avec les obligations internationales de la Suisse

Le projet de modification de la LECCT est compatible avec les obligations internationales de la
Suisse, en particulier avec le droit de 1’Union europëenne.

6.3 Forme de I'acte ä adopter

Conformëment ä I'art. 164 Cst., toutes les dispositions importantes fixant des rëgles de droit
doivent ëtre ëdictëes sous la forme d'une lot fëdërale. Le prësent projet respecte cette rëgle

6.4 Frein aux dëpenses

Le projet ne prëvoit ni nouvelles dispositions relatives aux subventions (entrainant des
dëpenses supërieures ä I'une des valeurs seuils) ni de nouveaux crëdits d'engagement ou
plafonds de dëpenses (liës ä des dëpenses supërieures ä I'une des valeurs seuils). Par
consëquent, le prësent projet n'est pas soumis au frein aux dëpenses.

6.5 Conformitë aux principes de subsidiaritë et d'ëquivalence fiscale

Les principes de subsidiaritë et d'ëquivalence fiscale ne sont pas affectës par la prësente
modification

6.6 Dëlëgation de compëtences lëgislatives

Le projet ne contient pas de dëlëgation de compëtences lëgislatives

6.7 Protection des donnëes

Le projet n'affecte pas les normes spëcifiques ä la protection des donnëes. Cependant,
concernant Ia motion 21.3599 CER-N. iI est important de prëciser que les CP sont soumises ä
la lci fëdërale sur la protection des donnëes (LPD17) lorsqu'elles accordent un droit de
consultation de leurs comptes annuels aux employeurs et travailleurs soumis ä leur CCT
ëtendue
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d'application de la convention collective de travail ; RS 221.215,31 1
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De:
Envoyë:
Ä:
Cc:
Objet:

BJ

lundi, 18 dëcembre 2023 17:24

Nenning Sandra SECO;
Sahlfeld Miriam BJ;
TR: ÄK SECO 04.10.2023 Le projet de modification de la LECCT

Chëre Madame,

Je vous remercie de votre mail et de la prise en considëration de nos remarques.

En relation avec l’argumentation en dëfaveur de la modification de la Constitution, nous ëmettons encore
quelques rëserves concernant votre affirmation selon laquelle les lois cantonales qui prëvoient un salaire
minimum rendent les nëgociations plus compliquëes. Nous avons pris note du fait que des CCT prëvoient
des salaires plus bas que les salaires minimaux prëvus par les lois cantonales et que cela pose des
problëmes pratiques. Toutefois, ces cas devraient justement ëtre ëvitës, ëtant donnë le caractëre social
des salaires minimaux. De plus, nous ne comprenons pas bien pourquoi cela entrainerait un blocage des
nëgociations.

Malgrë cette rëserve, nous sommes d’accord avec les proposËtions formulëes. Nous vous remercions de
votre coIËaboration.

Avec mes meilleures salutations,

Juriste

Dëpartement fëdëral de justice et police DFJP
Office fëdëral de la justice OFJ
Domaine de direction Droit public
Unitë Lëgislation ll

Bundesrain 20, 3003 Bern

Tël. +41 58

De
Envoyë : jeudi, 14 dëcembre 2023 12:26
Ä
Cc : ; Sahlfeld Miriam BJ <miriam.sahlfeld@bj.admin.ch>; Nenning
Sandra SECO <sandra.nenning@seco.admin.ch>; – -
Objet : TR: ÄK SECO 04.10.2023 Le projet de modification de la LECCT

Chëre Madame,

Nous vous remercions pour votre prise de position et vos renseignements concernant le projet de
modification de la LECCT.

Suite ä vos remarques, nous avons modifië le rapport de la fagon suivante :

Variante de modËfication de la LECCT (retenue) :
II est mentionnë expressëment que la proposition de mise en muvre s'inscrit dans te cadre de la
LECCT et que I'objectif de la motion ne peut ëtre pleinement atteint. En outre, les commentaires et
adaptations de M. . pour 1’art. 358 CO ont ëtë en principe repris.
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Variante de modification de la Constitution (non-retenue) :
Nous avons repris en grande partie vos explications pour cette variante.

Nous ne retenons pas cette variante pour les raisons suivantes :
Le Conseil fëdëral n’a pas donnë suite ä cette proposition de mise en auvre car eIle aurait des rëpercussions
importantes et fondamentales sur les compëtences des cantons et des partenaires sociaux en matiëre de
politique sociale et ëconomique. En outre, une modification de I'art. 358 CO, qui serait inëvitable dans cette
variante, n'est pas souhaitable pour les raisons susmentionnëes*.
* rëfërence ä certains points exposës par M. dans le cadre de la variante de modification de la
LECCT

Nous ne parlons plus de proportionnalitë. Nous ne pouvons toutefois pas avancer que le Conseil
fëdëral estime qu’iI n’est pas nëcessaire de mettre en muvre Ia motion car la problëmatique revët
une importance relative. En effet, nous constatons que 1’adoption des lois cantonales sur le salaire
minimum est problëmatique dans la pratique. Les lois cantonales sur le salaire minimum rendent
les nëgociations plus compliquëes. Par exemple, dans certaines branches comme I'hötellerie-
restauration, les partenaires sociaux ne nëgocient plus leur CCT depuis leur entrëe en vigueur. Les
associations de travailleurs et d’employeurs peinent ä trouver un consensus.

Pour ce qui est de la directive europëenne rëcente sur le salaire minimum (2022/2041), nous ne la citons
pas pour les motifs suivants :

- L'article 1.2 de la directive europëenne (2022/2041) stipule que I'autonomie des partenaires sociaux
et leur droit de nëgocier et de conclure des conventions collectives ne sont pas affectës
Le Conseil fëdëral a indiquë dans ses prises de position sur plusieurs interventions parlementaires
(par ex. Ip. 21.3821 Nussbaumer ; ip. Imboden 22.3925 ; ip. CPE-N 22.3872), que ni I'accord sur la
libre circulation des personnes ni les autres accords sectoriels conclus avec I'UE ne prëvoient
d'inclure Ia Suisse dans la politique sociale de I'UE.

Comme dit, toutes vos autres remarques seront en principe prises en compte.

Est-ce que votre office est d’accord avec notre proposition ou subsiste-t-iI des divergences ?

Avec les fëtes de fin d’annëe qui approchent, les dëlais sont serrës et nous prëvoyons de transmettre le
paquet ä la hiërarchie en dëbut de semaine prochaine. Nous apprëcierions vivement votre retour d’ici au
lundi 18.12, 12h.

Nous restons ä disposition pour en discuter.

Avec nDS cordiales salutations,

Collaboratrice scientifique

Dëpartement fëdëral de I'ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä I'ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectives de travail

Holzikofenweg 36, 3003 Berne
Tël. + 41 58

Internet: www.seco.admin.ch

Absente le vendredi

De :

Envoyë : lundi, 20 novembre 2023 12:20
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Ä
Cc : - - ; Nenning Sandra SECO
<sandra.nenning@seco.admin.ch>; Sahlfeld Miriam BJ <miriam.sahlfeld@bi.admin.ch>;

Objet : RE: ÄK SECO 04.10.2023 Le projet de modification de la LECCT

Monsieur,

Nous vous remercions de votre retour.

Sur le principe, nous sommes d’accord avec vos propositions. Nous souhaitons toutefois formuler les
remarques suivantes :

- Concernant la modification de la LECCT, iI ne nous sembËe pas adaptë de parler de ’'conformitë avec la
LECCT". Ce terme pourrait porter ä confusion : iI ne s'agit pas, ä proprement parler, de conformitë, mais du
respect du champ d’application de la LECCT. Nous proposons dës lors d'indiquer que la mise en @uvre
proposëe par le Conseil fëdëral s'inscrit dans le cadre de la LECCT et se limite ä la rëglementation de la
force obligatoire, sans rëgler la question du rapport avec le droit cantonal.

- Concernant le rejet de la variante de la modification de la Constitution, I'argument de la ''proportionnalitë"
ne nous convainc pas : une teIle exception aux compëtences cantonaËes introduites dans la Constitution
constitue Ie seul moyen de mettre en @uvre Ia motion de maniëre conforme ä I'ordre juridique suisse. Dire
que cela n’est pas « proportionnel > va dës lors ä l’encontre de ce raisonnement. 11 seraËt plus judicieux de
fonder le rejet de cette solution sur le faËt que le Conseil fëdëral estime qu’iI n’est pas nëcessaire de mettre
en @uvre Ia motion.

Nous vous remercions de nous tenir informës de la suite que vous entendez donner ä nos remarques et
restons ä votre disposition pour en discuter.

Avec mes meilleures salutations,

Juriste

Dëpartement fëdëraË de justice et police DFJP
Office fëdëral de la justice OFJ
Domaine de dËrection Droit public
Unitë Lëgistation ll

Bundesrain 20, 3003 Bern

Tël. +41 58

De

Envoyë : mercredi, 15 novembre 2023 10:33
Ä : ,; Sahlfeld Miriam BJ <miriam.sahlfeld@bi.admin.ch>
Cc : ; Nenning Sandra SECO <sandra.nenning@seco.admin.ch>;

Objet : ÄK SECO 04.10.2023 Le projet de modification de la LECCT

Madame,

Nous nous permettons de revenir vers vous concernant le projet de rëvision de la LECCT, plus
prëcisëment sur vos remarques relatives ä la mise en @uvre de la motion Ettlin faites lors de la
consuËtation des offices. Nous avons examinë les trois solutions que vous considërez comme
envisageables.
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Aprës discussion au sein de notre hiërarchie et compte tenu de vos remarques, nous souhaitons aller
devant le Conseil fëdëral avec la proposition de modification de la LECCT, teIle que prësentëe lors de la
consultation des offices, ä savoir sans l’ajout des termes « et ces clauses l’emportent sur le droit cantonal
en la matiëre > puisque ces termes vont au-delä du champ d’application de la LECCT. Nous sommes
d’accord de mentionner expressëment dans le rapport explicatif, comme vous le suggërez, que cette mise
en @uvre est conforme ä la LECCT mais qu’eIle n’atteint pas entiërement l’objectif de la motion et qu’iI ne
peut pas ëtre exclu qu’une autoritë judiciaire arrive au rësultat que le droit cantonal prime. Le Conseil
fëdëral recommanderait de toute fagon au parlement, comme prëvu, de ne pas accepter cette modification
de la LECCT

S’agissant de votre proposition de rëvision partielle de la Constitution, nous l’intëgrerions comme variante
ëtudiëe mais non retenue, ce qui permettrait une mise en ëvidence plus importante des problëmes de
constitutionnaËitë. Nous ne souhaitons pas soumettre votre proposition au Conseil fëdëral pour les raisons
suivantes: L’argument principal est celui de la proportionnalitë. En effet, nous sommes d’avis qu’une
disposition avec ce degrë de dëtail ne devrait pas ëtre rëglëe dans la Constitution. Cela pourrait ëgalement
ouvrir la porte ä d’autres exceptions dans le cadre du droit du travail ä l’avenir. Ensuite, la motion vise
uniquement la LECCT. EnfËn, cette rëgle ne concernerait pour 1’instant que les cantons de GE et NE, les
cantons de BS, JU et Tl ayant rëglë explicitement la primautë des salaires minimaux des CCT.

Est-ce que votre office est d’accord avec notre proposition ou subsiste-t-iI des divergences ?

Toutes vos autres remarques seront en principe prises en compte.

Ce serait gentil si vous pouviez nous rëpondre d’ici Ia fin de cette semaine au vu des dëlais de mise en
@uvre serrës de Ges deux motions.

Si vous avez encore des questions, vous pouvez volontiers nous contacter par tëlëphone.

Avec nos cordiales salutations,

CoËËaborateur scientifique

Dëpartement fëdëral de l’ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä I'ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectives de travail

Holzikofenweg 36, 3003 Berne
Tël. ++ 41 58
Fax ++ 41 31 311 38 35

Internet: www.seco.admin.ch
Absent les lundis toute la joumëe et les mercredis aprës-midis

De
Envoyë : jeudi, 2 novembre 2023 16:09
Ä
Cc : Sahlfeld Miriam BJ <miriam.sahlfeld@bi.admin.ch>; Nenning Sandra SECO <sandra.nenninR@seco.admin.ch>;

Objet : RE: ÄK SECO 04.10.2023 Le projet de modification de la LECCT

Chëre Madame,

Je vous remercie pour votre retour.
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Nous partageons vos doutes quant ä la compatibilitë du complëment proposë (« et ces clauses/celles-ci
l’emportent sur le droit cantonal en la matiëre ») et du champ d’application de la LECCT. En effet, la
LECCT se fonde sur 1’art. 110 Cst. et son champ d’application porte exclusivement sur l’extension du
champ d’application des conventions collectives de travail (art. 1 LECCT). Un tel complëment sortirait dës
lors du champ d’application de la LECCT et ne serait dës lors pas conforme ä la Constitution. Cette
proposËtion ne rësout pas le problëme de la mise en auvre de cette motion.

A ce stade de nos rëflexions, nous pouvons identifier 3 solutions pouvant ëtre envisagëes :

1. Classement de la motion : La motion est classëe au motif qu’eIle ne peut pas ëtre mise en auvre
de maniëre conforme ä la Constitution.

2. Modification de la LECCT : La motion est mise en @uvre selon votre proposition initiale, ä savoir
uniquement l’extension du champ d’application des conventions collectives de travail contraires au
droit cantonal. Cette disposition respecte Ie champ d’application de la LECCT. Toutefois, iI doit ëtre
explicitement indiquë, dans le rapport, que cette mise en muvre conforme ä la LECCT n’atteint pas
entiërement l’objectif de la motion et qu’iI ne peut pas ëtre exclu qu’une autoritë judicËaire arrive au
rësultat que le droit cantonai prime.

3. Modification de la Constitution : La motion est mise en @uvre selon Ia variante que nous avons
proposëe, ä savoir une modification de 1’art. 110 Cst. (avec pour consëquence ëgaËement une
modification de 1’art. 358 CO). La motion serait dës lors mise en @uvre conformëment ä la volontë
de l’auteur de la motion et l’atteinte aux compëtences cantonales introduites directement dans la
Constitution. II s’agit de la seule option qui permet une mise en c=uvre de la motion dans Ie respect
de l’ordre juridËque.

Dans les deux derniers cas, le ConseËI fëdëral peut proposer de ne pas approuver le projet.

Nous espërons que nos rëflexions vous seront uHles et restons ä votre disposition pour en discuter.

Juriste

Dëpadement fë(lëral de justice et police DFJP
Office fëdëral de la justice OFJ
Domaine de direction Droit public
Unitë Lëgisiation ll

Bundesrain 20, 3003 Bern

Tël. +41 58

De

Envoyë : tundi, 30 octobre 2023 14:37
Ä
Cc : Nenning Sandra SECO <sandra.nenning@seco.admin.ch>;

>; Sahlfeld Miriam BJ <miriam.sahlfeld@bi.admin.ch>;

Objet : RE: ÄK SECO 04.10.2023 Le projet de modification de la LECCT

Madame,

Nous vous remercions pour votre prise de position dans le cadre du projet de modification de la LECCT.

Nous examinons actuellement votre variante de modification de 1’art. 110 de la Constitution et vous
tiendrons informës de la suite que nous entendrons donner.

5



Afin d’ëcarter tout doute quant au fait que Ie but poursuivi par l’auteur de la motion soit vëritablement
atteint, nous proposons d’ajouter un complëment (en violet) ä l’actuel projet de modification de 1’art. 2
LECCT comme suit :

Art. 2. ch. 4
4. la convention ne doit pas violer l’ëgalitë devant la loi ni rien contenir de contraire aux dispositions impëratives du
droit fëdëral ou cantonal, sous rëserve de 1’art. 323q"’t'' du code des obligations ; Ie champ d’application des clauses
sur le salaire minimum qui sont contraires au droit cantonal impëratifpeut ëtre ëtendu et ces clauses/celles-ci
l’emportent sur le droit cantonal en la matiëre.

Le projet diffëre un peu de celui mis en consultation des offices car nous avons repris les remarques de la
ChF entre temps.

II nous paraTt important de prëciser. qu’iI est possible d’ëtendre Ie champ d’application des clauses sur le
salaire minimum mëme si elles sont contraires au droit cantonal impëratif ëtant donnë le contenu de 1’art.
358 CO (qui ne sera pas modifië). Nous sommes toutefois disposës ä prëciser que ces dispositions
priment Ie droit cantonal, comme mentionnë dans Ie texte dëposë par le motionnaire. Cette solution vous
paraTt-eIle atteindre Ie but poursuivi par la motion ?

Nous nous questionnons toutefois sur la possibilitë d’instaurer une teIle rëgle dans la LECCT. Selon vous,
pouvons-nous ajouter cette prëcision comme proposë ci-dessus ?

Nous vous remercions de nous faire part de votre avis concernant le complëment proposë et restons ä
disposition pour en discuter.

Etant donnë que nous sommes dëjä dans le processus de traitement des divergences et que nos dëlais
sont serrës, nous vous saurions grë, dans la mesure du possible, de nous faire un retour d’ici au 3
novembre 2023.

Avec nos meilleures salutations,

Collaboratrice scientifique

Dëpartement fëdëral de I'ëconomie,
de la formation et de la recherche DEFR
Secrëtariat d'Etat ä I'ëconomie SECO
Secteur PAGA Conventions collectives de travail

Holzikofenweg 36, 3003 Berne
Tël. + 41 58
E-mail:
Internet: www.seco.admin. ch

Absente le vendredi

De 1

Envoyë : mercredi, 25 octobre 2023 19:59
Ä
Cc : BJ-RS-Sekretariat <rs-sekretariat@bi.admin.ch>; Sahlfeld Miriam BJ <miriam.sahlfeld@bi.admin.ch>;

Cs)

Objet : TR: ÄK SECO 04.10.2023 Le projet de modification de la LECCT

Madame,
6


	Annexe 1.pdf
	Annexe 2.pdf
	Annexe 3.pdf
	Annexe 4.pdf
	Annexe 5.pdf
	Annexe 6.pdf

